Sehr geehrter Herr Präsident, 

werte Abgeordnete zum Südtiroler Landtag,

ich weiß, ich muss Ihnen keine Nachhilfe in Sachen politische Zeitrechnung geben. Sie alle wissen, dass wir oft der Versuchung nicht widerstehen können, nicht in Monaten, Jahren oder Jahrzehnten zu denken, sondern in Legislaturperioden. In Fünf-Jahres-Abschnitten. Und ein solcher Abschnitt läuft im Herbst 2008 aus.

Warum erinnere ich Sie daran? Ich erinnere Sie an diese politische Zeitrechnung, weil sie eine enorme Bedeutung für die Arbeit hat, die wir tun. Für die Arbeit, die wir im vergangenen Jahr getan haben und für die, die uns im kommenden Jahr bevor steht. Denn die Jahre 2006 und 2007 waren und sind Jahre der Reformen. In so manch einem für die Gesellschaft zentralen Bereich müssen wir neue Wege suchen und sie gehen. Das gilt für das Gesundheitswesen ebenso wie für den Wassernutzungsplan, für die Raumordnung ebenso wie für den Landesentwicklungsplan, für die Schule ebenso wie für die Wirtschaftsförderung, für die Pflegesicherung ebenso wie für die Förderung von Innovation, Forschung und Entwicklung, für ein neues Wahlrecht ebenso wie für den Versuch einer Regelung der Ortsnamen.
Reformen, das wissen Sie, sehr geehrte Abgeordnete, brauchen Kraft. Und ich meine richtige Reformen, Reformen, die diesen Titel auch verdienen, denen oft genug grundlegende gesellschaftliche Veränderungen zugrunde liegen. Diese Reformen brauchen – ich sagte es schon – Kraft, viel Kraft, weil es gilt, konzeptionell zu arbeiten, Weitblick zu üben, Berge an Daten zusammenzutragen, sie auszuwerten und zukünftige Bedürfnisse herauszuarbeiten, Visionen in gesetzliche Bestimmungen zu kleiden, Überzeugungsarbeit zu leisten, Widerstände auszuräumen. 

Diese Kraft, die es braucht, um Reformen anzugehen und sie zu Ende zu führen, haben wir schon, weil wir ein gutes, ein eingespieltes Team in der Landesregierung bilden, weil wir für die genannten Reformen bereits eine Menge an Vorarbeit geleistet haben und auf eine gute Zusammenarbeit mit dem Landtag zählen können. Und wir haben diese Kraft noch, weil die politischen Scharmützel noch nicht begonnen haben. Jene Scharmützel, die schon ganz traditionell den Landtagswahlen vorausgehen und die sie alle kennen.

Aus diesem Grund müssen wir im kommenden Jahr da weitermachen, wo wir in diesem Jahr aufgehört haben. Wir müssen weiter den Mut haben, zentrale Bereiche neu zu regeln, auch wenn für so manchen die Neuregelung heute noch nicht einsichtig ist. „So schlimm ist es ja nicht“, bekommen wir zu hören, wann immer wir die Neuordnung eines Bereichs ankündigen. „Es läuft doch gut.“ Die richtige Antwort darauf wäre vielleicht: „Ja, es läuft gut. Noch...“ 

Das beste Beispiel ist die Neuordnung des Gesundheitswesens. Was hat es alles gebraucht, um alle Beteiligten überhaupt erst von der Notwendigkeit einer Neuordnung zu überzeugen, lange bevor man Konzepte für diese Neuordnung präsentiert hat. Widerstände allerorten, allerorten die Angst, Gewohntes aufgeben zu müssen. Und doch: Die Reform des Gesundheitswesens war und ist notwendig. Sie war und ist notwendig, weil die Medizin nicht nur immer besser, sondern auch immer teuerer wird; sie war und ist notwendig, weil medizintechnische Geräte ein Vermögen kosten und deshalb voll ausgelastet sein müssen, damit die Rechnung aufgeht; sie war und ist notwendig, weil die Menschen – Gott sei Dank – immer älter werden, damit aber auch immer mehr auf Hilfe und Betreuung angewiesen sind; und sie war und ist notwendig, weil die Anzahl der chronisch Kranken steigt, die selbstverständlich auch kostenmäßig stärker ins Gewicht fallen, als Gesunde dies tun. 

Gut, man könnte sagen, Gesundheit ist uns allen das wichtigste, das höchste Gut – Geld spielt deshalb keine Rolle. Wir als Landesregierung können uns eine solche Sichtweise schlicht und einfach nicht leisten. Wir haben deshalb gemeinsam mit den Betroffenen, gemeinsam mit den Sozialpartnern, gemeinsam mit Experten nach Wegen gesucht, wie man der Kostensteigerung Herr werden und gleichzeitig die Qualität noch steigern kann. Wobei wir Vorgaben gemacht haben: 

So darf es in Südtirol unserer Meinung nach auch in Zukunft keine Zwei-Klassen-Medizin geben. Vielmehr muss der selbe – ich sage dazu: der selbe hohe – medizinische Standard allen Südtirolern geboten werden, egal wie dick ihre Brieftasche ist. 

Die zweite Vorgabe war: das kapillare medizinische Betreuungsnetz, das wir in den letzten Jahren aufgebaut haben, muss beibehalten, es dürfen also keine Strukturen geschlossen werden.

Das Ergebnis – Sie alle kennen es, Sie alle haben erst in den letzten Wochen darüber zu befinden gehabt – ist eine Neuordnung, die Synergien verstärkt nutzen wird, Einsparungspotenziale, Skalengewinne. Und dadurch die Kosten wenn schon nicht erheblich senken, so doch deren Steigerung in erträglichen Grenzen halten wird.

Klar ist, dass die Reform des Gesundheitswesens damit noch nicht zu Ende ist. Im kommenden Jahr müssen wir auch die klinische Reform vorlegen, jene also, die letztendlich auch für den Bürger spürbare Auswirkungen haben sollte. Diese Reform wird so aufgebaut werden, dass die Grunddienste weiterhin überall in Südtirol zu haben sein werden, dass aber die hoch spezialisierten Leistungen nur noch in einzelnen Zentren angeboten werden. Nicht, um die Bürger zu weiten Fahrten zu zwingen. Nicht nur, um Kosten einzusparen, sondern auch um das hohe Niveau der Medizin in Südtirol zu sichern, ja nach Möglichkeit noch zu steigern. Dies ist angesichts der fortschreitenden Spezialisierung nur möglich, wenn die Teams vor Ort entsprechend viele Eingriffe durchführen und nicht nur alle heiligen Zeiten mit einem solchen Fall befasst werden. Die Reform, das ist klar, wird darauf ausgerichtet, die hohen Standards der Betreuung zu garantieren. Das ist kein Soll, das ist ein Muss.

Lassen Sie mich vom gesundheitlichen Bereich gleich in den Sozialen springen, auch weil der grundlegende Trend der immer älter werdenden Bevölkerung sowohl im einen als auch im anderen Bereich zu immer neuen Herausforderungen führt. Eine dieser Herausforderungen ist der steigende Pflegebedarf, den wir – allein mit öffentlichen Mitteln – auf die Dauer nicht zu decken imstande sein werden. Und wer die Tagessätze der Pflegeinrichtungen kennt, der weiß, dass es gleichzeitig unmöglich ist zu glauben, dass Familien auf sich allein gestellt für die Betreuung von Pflegebedürftigen aufkommen können.

Was ist zu tun? Die Pflegesicherung ist einzuführen und wir werden sie einführen. Es liegen bereits sehr weit gediehene Vorschläge vor, die in den einzelnen Interessengruppen auch schon eingehend diskutiert worden sind. Die Wogen sind dabei hoch gegangen, jeder hat geglaubt, einen besseren Vorschlag zu haben. Ein Grund, das Vorhaben aufzugeben? Nein, natürlich nicht. Aus politischen Gründen könnten wir sagen, Hände weg von diesem Gesetz, da dreht man uns eh nur einen Strick daraus. Aus gesellschaftlichen Überlegungen können wir dies nicht. Wir können nicht die Hände in den Schoß legen und zusehen, wie die Familien vor die Hunde gehen, weil sie weder physisch, noch psychisch, noch finanziell in der Lage sind, die Pflege von Familienangehörigen auf längere Sicht zu gewährleisten.
Denn lassen Sie mich in diesem Zusammenhang eine Überlegung anstellen, die die Familien der Gegenwart und jene der Zukunft betrifft: 
Immer mehr Familien, das ist nichts neues, sind auf zwei Einkommen angewiesen, um sich über die Runden zu bringen. Dies bedeutet, dass wir die Eltern entlasten müssen, indem wir genügend Kinderbetreuungseinrichtungen schaffen. Sehr viel haben wir in diesem Bereich bereits getan, allerdings ist dieses „sehr viel“ noch nicht genug. Noch bei weitem nicht genug. 
Ich kann Ihnen dazu zwei Zahlen nennen, die mich persönlich sehr beeindruckt und die mir zu Denken gegeben haben: Im letzten Jahr, im Jahr 2005 also, ist die Anzahl jener Mütter sehr stark nach oben gegangen, die innerhalb des ersten Lebensjahrs ihres Kindes ihren Job gekündigt haben. Anstatt der bisher 500 Mütter jährlich waren es plötzlich 648. Ein Plus von immerhin knapp 30 Prozent. Nun ist die Frage, die ich – und bei weitem nicht nur ich – mir angesichts dieser Zahlen stelle, jene nach dem Warum. Haben tatsächlich all diese Mütter ihre Erfüllung im Mutter-Sein gefunden, oder ist die Hürde, Familie und Beruf zu vereinbaren, für viele immer noch unüberwindbar? 

Wir in der Landesregierung müssen annehmen, dass letzteres der Fall ist. Das heißt nun nicht, dass wir nicht auch weiterhin jenen Müttern und Vätern durch eine gezielte und zeitgemäße Familienpolitik helfen müssen, die bei ihren Kindern bleiben wollen und deshalb auf eine Arbeit teils oder gänzlich verzichten. Das heißt nur, dass wir auch – und verstärkt – unseren Beitrag für all diejenigen leisten müssen, die dies nicht wollen, die demnach vor der Hürde stehen, Beruf und Familie zu vereinbaren. Wir haben uns beispielsweise zum Ziel gesetzt, den Anteil der bis zu 3-jährigen, für den ein Betreuungsplatz zur Verfügung steht, von derzeit rund neun auf 12,5 Prozent zu heben. Wir haben außerdem, unter einigem Aufwand, das Elterntelefon eingeführt, das all jenen ein offenes Ohr bietet, die mit ihrem Nachwuchs und all den Sorgen die er bereitet, nicht mehr zurecht kommen. Denn genauso ernst, wie wir die finanziellen Belastungen der Familien nehmen müssen, müssen wir auch deren physische und psychische Belastung nehmen. Eines, sehr geehrte Abgeordnete, ist nämlich klar, auch wenn es vielleicht zynisch klingt: Immer mehr kaputte Familien können wir uns auf Dauer – auch finanziell – nicht leisten.

Sie werden sich nun vielleicht fragen, wie ich von der Pflegesicherung auf die Kleinkinderbetreuung und das Elterntelefon komme. Ich kann Ihnen sagen, wo der Zusammenhang liegt. Oder besser: bei wem. Bei den Müttern, den Frauen nämlich. Wenn wir nämlich vielleicht auch das Betreuungsproblem der Kinder immer besser in den Griff kriegen – siehe Kinderhorte, Nachmittagsschulen, Ferienbetreuung –, so lauert hinter der Ecke bereits das nächste Problem. Kaum hat die Frau ihre Kinder aus dem gröbsten heraus, hat sich also um das eine Ende der Lebensskala erfolgreich gekümmert, dann wartet am anderen Ende eben dieser Lebensskala bereits das nächste Betreuungsproblem auf sie: die Pflege von alten, oft kranken, in jedem Fall aber pflegebedürftigen Angehörigen.

Wenn eine Gesellschaft immer älter wird, dann wird das Kinderbetreuungsproblem langfristig kleiner als das Altenbetreuungsproblem. Und dem vorzubauen, ist Ziel der Pflegesicherung. Es darf nämlich nicht so weit kommen, dass die Frau – oder auch so mancher Mann – es zwar schafft, Kinder und Beruf unter einen Hut zu bringen, dann aber daran scheitert, Alte und Beruf unter einen Hut zu bringen. 

Und auch hier muss neben all der persönlichen Tragik der zynische Blick auf die gesellschaftlichen Kosten geworfen werden: Menschen, die ihre Kinder und dann ihre Angehörigen betreuen, werden im Alter selbst zu sozialen Pflegefällen. 

Die Pflegesicherung soll deshalb zumindest das finanzielle Problem der Betreuung und Pflege lindern, soll dazu führen, dass es keine Überlegung mehr sein kann, aufgrund der hohen Heimkosten die Pflege zuhause zu übernehmen, dafür aber den Job sausen zu lassen. Und wenn jemand diese Entscheidung trotzdem trifft – nicht aus finanziellen, sondern aus persönlichen Gründen – dann soll über die Pflegesicherung eine angemessene Entschädigung ebenso garantiert werden, wie die Fortzahlung der Beiträge für eine spätere eigene Rente.
Nachdem wir aber wissen, dass allein das finanzielle Problem zu beheben nicht genug ist, wird es flankierend auch noch darum gehen, weitere Einrichtungen zur Pflege zu schaffen, und zwar über die bestehenden 72 Alters- und Pflegeeinrichtungen hinaus, die derzeit in Südtirol immerhin bereits 3560 Menschen aufnehmen können und somit rund 200 mehr als noch vor fünf Jahren. Damit finden derzeit knapp fünf Prozent aller Über-65-Jährigen in Südtirol in einer solchen Einrichtung Platz. Wer aber den demographischen Trend kennt, der weiß, dass dies auf lange Sicht nicht ausreichen wird. 
Klar ist, dass es nicht immer um eine Vollzeitpflege gehen muss, dass vielen Familien bereits geholfen ist, wenn sie ihre pflegebedürftigen Angehörigen in Tagesstätten unterbringen können. Im vergangenen Jahr konnten wir auf elf solcher Einrichtungen zurückgreifen, auf 126 Plätze, die von 275 zu Betreuenden genutzt worden sind. Ich bin der festen Überzeugung, dass wir in Zukunft verstärkt auch auf dieses Modell setzen müssen, damit die Familien zumindest untertags, vielleicht auch einmal am Wochenende oder in der Ferienzeit entlastet sind. Das haben sich die Familien verdient. Und daran verdient die Gesellschaft.
Eines sei zu diesem Thema noch gesagt: Vieles, was für die Vereinbarkeit von Beruf und Familie – sei dies nun im Sinne der Pflege von Kindern oder jener alter Eltern oder Verwandter – getan werden kann, liegt außerhalb unseres Einflusses. Vieles liegt auch an den Unternehmern, an deren Sensibilität, an deren Verständnis aber auch an deren Flexibilität. Und so viele gute Seiten unsere klein strukturierte Wirtschaft hat, so groß sind die Probleme, die sie mit einer solchen Flexibilität hat. Wer sich nur einen Mitarbeiter leisten kann, wird kaum zwei Halbtagsstellen vergeben. Und auch mit der Telearbeit wird er seine Schwierigkeiten haben. Was ich mir in diesem Zusammenhang wünsche, sind auch kreative Lösungen. Innovative Lösungen. Auf persönliche Situationen zugeschnittene Lösungen. Und Entgegenkommen von beiden Seiten.

Womit wir bei der Wirtschaft wären, der ich heute einen großen Teil meiner Rede widmen werde. Um Missverständnissen allerdings von vornherein vorzubeugen, eine Bemerkung vorneweg: Wer oder was ist eigentlich die Wirtschaft? Sind wir nicht alle Wirtschaft? Zumindest ein Teil davon? Ist nur der Unternehmer „die Wirtschaft“ oder auch der Arbeitnehmer? Der Konsument? Damit wir alle? Ich denke, wir müssen uns verabschieden von einer rein unternehmer-orientierten Sicht auf die Wirtschaft, genauso wie wir uns verabschieden müssen von einer rein arbeitnehmer-orientierten Sicht auf den Sozialbereich. Es gibt keine Politikbereiche, die einzelne Bevölkerungsgruppen gepachtet haben. Politik ist eine gesellschaftliche Aufgabe, jedes Politikfeld ist ein gesamtgesellschaftliches. So müssen wir Politik betreiben, wenn wir Probleme nachhaltig lösen und nicht nur Lobbyarbeit betreiben wollen. Wirtschaftspolitik ist genauso eine Querschnittsaufgabe wie die Sozialpolitik, die Umweltpolitik, die Gesundheitspolitik. Unser Leben ist nicht eindimensional, unsere Gesellschaft ist es nicht, warum sollte es dann die Politik sein. So manch einem muss man dies immer wieder ins Gedächtnis rufen, umso lauter übrigens, je näher die Wahlen kommen. 

Wenn ich also über die Wirtschaft rede, rede ich nicht nur von und nicht nur zu Unternehmern. Ich rede vielmehr von jenem Motor, der unsere Gesellschaft am Laufen hält. Ein Motor übrigens, der in Südtirol auf beachtlichen Drehzahlen läuft. So weist unser Land eine Arbeitslosenrate von 2,8 Prozent auf, liegt damit also 0,6 bis 0,8 Prozentpunkte unter den Raten der Nachbarländer und sogar rund 6,5 Prozentpunkte unter dem EU-Schnitt. Unser Bruttoinlandsprodukt ist auch in diesem Jahr wieder um 2,1 Prozent gewachsen. Die Anzahl der Unternehmen in Südtirol hat die 40.000er Marke überschritten, ist damit gegenüber dem Vorjahr um 1,2 Prozent angestiegen, was rund 850 neu gegründeten Unternehmen entspricht, denen die Zahl von 82 Konkursen von Jänner bis September und damit einem gleich bleibenden Trend gegenüber steht. 
Natürlich könnte ich weitere Daten anführen, als Beweis dafür, dass die Wirtschaft boomt, der Motor läuft, die Landesregierung also eine richtige Politik macht. Aber Sie kennen all diese Daten, es wäre müßig, sie zu wiederholen, auch weil das Hohelied der Wirtschaftsdaten zu einem Schlaflied werden kann, wenn man es allzu oft singt. Und wer sich in der Wirtschaftswelt einlullen lässt, der ist weg vom Fenster.

Schauen wir also lieber darauf, wo es Schwächen gibt, wo wir den Hebel ansetzen müssen, wo wir Verbesserungen schaffen können und Verbesserungen schaffen wollen. 

Zu glauben, dass wir trotz positiver Daten keine Schwächen hätten, wäre nicht nur anmaßend, es wäre auf lange Sicht fatal. Insofern müssen wir auch genauestens hinhören, wenn wir Klagen hören, immer lautere Klagen aus Unternehmerkreisen: Die Wirtschaft – so hört man – werde oft genug nur als Melkkuh gebraucht, bei der Fütterung komme sie aber oftmals zu kurz. Was uns Sorgen bereitet, ist die Tatsache, dass es so manch ein Unternehmer in den letzten Monaten vorgezogen hat, das Klagen sein zu lassen und stattdessen einen Ableger seines Betriebs außerhalb Südtirols zu errichten. Meist in Österreich, wo der Steuerdruck um einiges geringer, der Gewerbegrund günstiger und die Mentalität und Motivation der Arbeitnehmer die selbe ist wie bei uns.

Glauben Sie mir: wir haben schon das Klagen der Unternehmer ernst genommen. Nur: Was sollen wir tun? Oder anders: Was sollen wir noch tun? 

Nehmen wir die Steuern: Da gilt zunächst zu betonen, dass auch in den Nachbargebieten in Österreich steuerlich nicht alles Gold ist was glänzt. So sind etwa die Schenkungs- oder die Einkommenssteuern weit höher aIs bei uns. Insgesamt liegen die Steuern in Italien im europäischen Durchschnitt. 

Trotzdem: Der Steuerdruck ist diesseits der Grenze bei Winnebach oder am Brenner in einigen Bereichen weit größer als jenseits. Und er ist nur zu einem ganz kleinen Teil hausgemacht. Nun höre ich schon die Chöre: aber die IRAP, die IRAP. Natürlich können wir den IRAP-Satz beeinflussen, wir haben uns auch lange damit befasst, diesen eventuell nach unten zu korrigieren. Vorerst haben wir diesen Punkt aber auf Eis gelegt, auch weil die Unsicherheiten in Zusammenhang mit dem staatlichen Finanzgesetz und dessen Auswirkungen noch zu groß sind, um solch weit reichende Entscheidungen zu treffen. Wir werden uns im Sommer damit befassen, wenn es um den Nachtragshaushalt geht. Denn dann steht auch das Fundament, auf dem eine solche Entscheidung aufsetzen muss.

Eines muss uns dabei allerdings jetzt schon klar sein: Die Steuern zu senken kostet uns viel Geld. Allein ein Minus von einem Prozentpunkt bei der IRAP kostet uns rund 60 Millionen Euro, die uns dann nicht für Investitionen in strategisch wichtige Bereiche – lassen Sie mich betonen: auch und vor allem für die Wirtschaft wichtige strategische Bereiche – fehlen dürfen. Denn wenn ich vorher vom Erkennen der Schwächen gesprochen habe, so ist dieses Erkennen leider zu wenig, wenn wir nicht daran gehen, die Schwächen auszumerzen. Und das Ausmerzen kostet leider Geld. In manch einem Bereich viel Geld.
So versuchen wir auch im kommenden Jahr, Schritt für Schritt die Basis für eine weiterhin stabile Entwicklung der Wirtschaft zu schaffen, indem wir versuchen die Stärken unserer Wirtschaft zu stärken, gleichzeitig aber auch die Schwächen zu mindern.

Welche sind nun diese Schwächen? Zum einen reden wir von einer strukturellen Schwäche kleiner und mittlerer Unternehmen: Sie können kaum in Forschung und Entwicklung investieren, was wiederum bedeutet, dass sie bei der Produktentwicklung nachhinken, auf neue Technologien nur eingeschränkt – und dann in jedem Fall spät – Zugriff haben. Wir versuchen diesen Mangel dadurch auszugleichen, dass wir die gemeinsame Forschung und Entwicklung forcieren, etwa über das neu geschaffene TIS, in dem ja nicht nur ein Gründerzentrum untergebracht ist, sondern beispielsweise auch die Kompetenzzentren in Sachen freie Software, erneuerbare Energie und digitale Kommunikation sowie das Clusternetzwerk CAN Südtirol, das die Zusammenarbeit der KMU einer Branche forciert und diese mit Forschungs- und Beratungseinrichtungen vernetzt.
Dazu kommt ein neues F&E-Gesetz, das nicht nur die einzelbetriebliche Förderung von Forschung und Entwicklung neu ordnet, sondern auch innovative soziale Inhalte hat, etwa die Förderung von Maßnahmen zur Vereinbarkeit von Familie und Beruf, die Arbeitseingliederung von Über-40-Jährigen und ähnliches mehr. 

Das neue Innovations-Förderungs-Gesetz zielt auch auf die zweite strukturelle Schwäche kleiner und mittlerer Unternehmen, nämlich auf die Schwierigkeit, auf ausländischen Märkten Fuß zu fassen, ihre Produkte zu exportieren. Neben der Förderung der Internationalisierung der Unternehmen versuchen wir auch hier institutionell Abhilfe zu schaffen, indem wir die Exportförderung in der Exportorganisation Südtirol bündeln. Wir haben schon in diesem Jahr große Anstrengungen unternommen, die Unternehmen bei ihrem Schritt über die Grenzen unter die Arme zu greifen, die Zahlen scheinen uns Recht zu geben: Allein im ersten Halbjahr 2006 konnte ein Plus beim Export von 5,6 Prozent gegenüber dem Vorjahr verzeichnet werden. Dies hat einerseits damit zu tun, dass in Deutschland, unserem Hauptmarkt, der Konjunkturmotor wieder angesprungen ist. Andererseits lassen sich aber auch – und das ist besonders erfreulich – deutliche Zuwächse in neuen Märkten, etwa in Russland, den skandinavischen Länder oder im angloamerikanischen Raum nachweisen. Märkte, in denen wir auch institutionell bereits viel Vorarbeit geleistet haben.
Neben der Exportförderung wird auch das neue Ziel-2-Programm der EU in den nächsten Jahren Investitionen in die wirtschaftliche Konkurrenzfähigkeit und die Beschäftigung ermöglichen. Trotz empfindlicher Kürzungen für andere Gebiete können wir wieder mit über 200 Millionen Euro rechnen, die wir in Maßnahmen investieren werden, die dem Aufbau der Wissensgesellschaft dienen, die Innovation fördern, die Dienstleistungen sicherstellen und verbessern und nicht zuletzt auch Umweltinvestitionen und solche in den Schutz vor Naturkatastrophen ermöglichen. Denn letztendlich kann nur wirtschaften, wer dies auch in Sicherheit tun kann.

Darüber hinaus muss man sich klar werden, dass Wirtschaftsförderung nicht nur aus Beiträgen an Unternehmen besteht, sondern auch aus der Schaffung von Infrastrukturen, ohne die Wirtschaft und Arbeit nicht möglich wären. Denken Sie etwa an die Investitionen in die Anbindung der Unternehmen und der privaten Haushalte an das Breitbandnetz. Sie kennen unser Land, sie kennen die topographischen Gegebenheiten, die Berge, langen Seitentäler aber auch die zerstreuten Siedlungen im ganzen Land. Diese Gegebenheiten machen die Anbindung von Unternehmen und Privaten schwierig, sie machen sie geldaufwändig, sie machen sie aber nicht unmöglich. Im Gegenteil: Bis 2009 haben wir uns zum Ziel gesetzt, 90 Prozent der Bevölkerung und allen Unternehmen mit mehr als drei Mitarbeitern eine Breitbandverbindung zu ermöglichen. Für die Haupttäler haben wir dafür Glasfaserkabel verlegt, in den ländlichen Gebieten scheint sich dagegen die Funktechnologie durchzusetzen, wie etwa auch die letzte Ausschreibung zeigt, mittels derer in diesen Tagen 14 weitere Gemeinden an die Datenautobahnen angeschlossen werden. 

Diese Ausschreibung ist übrigens auch noch wegen eines zweiten Umstandes interessant: Mit 4,7 Millionen Euro an Kosten haben wir für die Anbindung der 14 Gemeinden gerechnet, 1,8 Millionen Euro haben wir letztendlich ausgegeben. Damit stehen uns weitere Mittel zur Verfügung, so bald wie möglich die nächsten weißen Flecken auf der Südtiroler Breitband-Karte zu tilgen.
Was wir außerdem durchziehen müssen, durchziehen werden, ist die Reform der Zuweisung von Gewerbebauland. Es kann nicht angehen, dass Unternehmen in Südtirol nicht Fuß fassen können, weil sie keinen Platz finden, auf den sie diesen Fuß stellen könnten. Insofern ist die Entbürokratisierung der Zuweisung von Gewerbebauland in vollem Gange. Wir zielen darauf ab, den Iter in besonderen Fällen auch so abzukürzen, dass die öffentliche Hand den Gewerbegrund ankaufen und an Unternehmen weitergeben kann, deren Ansiedlung in öffentlichem Interesse ist. 
Apropos „öffentliches Interesse“. Ich denke, gerade in der Ansiedlungspolitik für Unternehmen müssen wir definieren, was „öffentliches Interesse“ überhaupt ist, an welchen Betrieben die Öffentlichkeit also ein Interesse hat. Meiner Auffassung nach  müssen wir uns dafür ein Koordinatensystem mit drei Achsen vorstellen. 
Die erste Achse ist jene, auf der wir die Schaffung von Arbeitsplätzen, und zwar von Arbeitsplätzen für Hochqualifizierte ablesen können, von Arbeitsplätzen für unsere Jungakademiker, die außerhalb Südtirols ausgebildet worden sind, dort vielleicht auch erste Arbeitserfahrung gesammelt haben, die aber derzeit kaum die Möglichkeit haben, ihrer Qualifikation entsprechende Jobs zu finden. Je mehr solcher Arbeitsplätze geschaffen werden, desto besser können wir die Abwanderung von Intelligenz aus Südtirol verhindern. Und dies ist wiederum besser für unsere Wirtschaft und besser für das – nicht quantitativ gemeinte – Wachsen unserer Gesellschaft. 
Auf der zweiten Achse müssen wir die Zukunftsfähigkeit des anzusiedelnden Unternehmens abtragen; wir müssen uns also fragen, inwieweit das Unternehmen langfristig Erfolgschancen hat: weil es ein innovatives Produkt vertreibt, weil es in Forschung und Entwicklung investiert, weil es zum Standort Südtirol passt. 

Und die dritte Achse – die keine streng betriebswirtschaftliche, dennoch aber aus gesellschaftlicher Sicht nicht zu vergessen ist – gehört der Umweltverträglichkeit. Wir brauchen keine neue Schwerindustrie in Südtirol, keine rauchenden Schlote, keine Staubwolken, keinen kaum aushaltbaren Produktionslärm. Was wir brauchen, sind Betriebe, die das größte Kapital Südtirols – seine Umwelt, seine Landschaft – achten, es zu nutzen wissen, es aber weder benutzen noch verbrauchen. 

Nachhaltigkeit, meine Damen und Herren, Nachhaltigkeit ist ein viel zitiertes, oft missbrauchtes Schlagwort. Für die Ansiedlung neuer Betriebe muss es in seinem ursprünglichen Wortsinn gelten. Oder anders: Es darf nicht vorkommen, dass wir uns einmal vor unseren Kindern rechtfertigen müssen, warum wir es zugelassen haben, dass dieses oder jenes Unternehmen in unserem Land hat Fuß fassen können.

Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Abgeordnete, erlauben Sie mir, mich noch mit zwei weiteren Voraussetzungen zu befassen, die eine erfolgreiche Wirtschaft in unserem Land braucht: Mobilität und Energie.
Zur Mobilität: Ich weiß, dass ich offene Türen einrenne, wenn ich sage, dass Mobilität ein Grundbedürfnis ist. Soweit waren wir schon, werden Sie sagen. Es geht um das Wie der Mobilität, werden Sie sagen. Da kann ich Ihnen gänzlich zustimmen, nur leider bleibt es oft schon bei diesen Gemeinsamkeiten. Denn ob wir den Bozner Flughafen brauchen oder nicht, ob wir den Brennerbasistunnel brauchen oder nicht, ob wir einen Ausbau der bestehenden Verkehrswege durch Südtirol brauchen oder nicht – darüber scheiden sich auch hier in diesem Haus die Geister. 
Wir in der Landesregierung, das kann ich vorweg nehmen, sagen zu allen drei Fragen ein klares Ja: ja, wir brauchen den Bozner Flughafen, ja, wir brauchen den Brennerbasistunnel und ja, wir brauchen einen Ausbau der Verkehrswege. Damit machen wir uns nicht nur Freunde und wir sind uns auch bewusst, dass es oft leichter wäre, einfach Nein zu sagen. Nein, das alles brauchen wir nicht, es gibt sicher andere, bessere Lösungen, die wir zwar nicht kennen, aber was soll’s: wir sind dagegen, weil wir dagegen sind. Nur: Damit lösen wir keine Probleme.
Aber lassen Sie mich die Themen einzeln angehen: Zum Flughafen: Wir haben vor Jahren beschlossen, in Bozen einen regionalen Flughafen zu etablieren und zu dieser Entscheidung stehen wir. Ich persönlich bin nach wie vor der Meinung, dass der Flughafen für die lokale Wirtschaft von großer Bedeutung ist. Er ist auch dann von großer Bedeutung, wenn wir die Verwaltungssitze bedeutender Unternehmen in Südtirol halten oder nach Südtirol bringen wollen, er ist von großer Bedeutung für die Zuteilung renommierter Kongresse und er ist von großer Bedeutung für den Zuschlag für wichtige Sportveranstaltungen. Außerdem bin ich der Meinung, dass er für Herrn und Frau Südtiroler als Anbindung an die großen Flughäfen Europas und damit als Anbindung an die Welt interessant werden kann, wenn die Kosten für die Flüge sinken. 

Was den in den letzten Wochen so heftig diskutierten „Ausbau des Flughafens“ betrifft, so müssen wir der Fairness halber erwähnen, dass es sich lediglich um eine Anpassung an die Sicherheitsvorschriften handelt. Vorschriften, die erst in den letzten Jahren in Kraft getreten sind. So geht es etwa darum, sowohl Richtung Bozen als auch Richtung Unterland einen Sicherheitsstreifen von je 200 Metern für die Rollbahn zu reservieren. Diese Streifen würden für den normalen Flugverkehr nicht genutzt, stünden aber im Katastrophenfall zur Verfügung. Wenn also für den regionalen Flughafen in Bozen eine Rollbahn in der Länge von 1400 Metern genutzt werden soll, wie dies auch bereits bei der Errichtung des Flughafens festgelegt worden ist, dann muss die die asphaltierte Piste um 400 Meter verlängert werden. 
Auch die Abfertigungshalle muss um einen zweiten Ausgang vergrößert werden, da die Vorschriften vorsehen, dass die Abfertigung der Passagiere, die im Schengen-Raum unterwegs sind, von derjenigen der anderen getrennt werden muss. Zudem sollen zwei Hangars errichtet werden. Damit könnten wir in Zukunft vermeiden, dass abends zwei Flüge Richtung Innsbruck durchgeführt werden müssen, um die Maschinen warten zu können und in der Früh zwei Landungen. Die Hangars würden nicht nur diese vier Bewegungen überflüssig machen, sondern es außerdem ermöglichen, die Wartungsarbeiten in Bozen durchzuführen und die dafür notwendigen Arbeitsplätze hier zu schaffen. 

Wenn wir also vom „Ausbau“ sprechen und von einer eventuellen zusätzlichen Belastung der Bevölkerung, so dürfen wir diese Fakten nicht aus den Augen verlieren. Genauso wenig wie die Daten, die die Lärmmessungen ergeben haben. So beträgt der Lärm bei einer Landung innerhalb des Flughafens für die Dauer von 30 Sekunden rund 60 Dezibel. Und auch die Anzahl der Flüge würde überhaupt nicht oder höchstens unwesentlich erhöht. Ich bin deshalb der Meinung, dass diese Anpassung ohne eine wesentliche zusätzliche Belastung der Bevölkerung durchgeführt werden könnte und daher auch zumutbar wäre. In jedem Fall aber sind wir bereit, ein entsprechendes Mediatorenteam einzusetzen, um alle von den Bürgerinitiativen und Gemeinden vorgebrachten Befürchtungen zu diskutieren und nach entsprechenden Kompromissen zu suchen. 
Im Übrigen bin ich der Meinung, dass nicht nur der Flughafen isoliert betrachtet werden sollte, sondern der Lärm des gesamten Verkehrs in diesem Gebiet analysiert werden muss - Autobahn, Eisenbahn, Fahrsicherheitszentrum, usw. Was den Lärm der Eisenbahn betrifft, so sind meines Erachtens entsprechende Lärmschutzwände anzubringen.
Zweites Thema: Stichwort: Brennerbasistunnel. Oder besser: Ausbau der Brennerbahnlinie. Denn schließlich geht es nicht nur um den Tunnel, sondern um den Ausbau der gesamten Brennerbahnlinie von München bis Verona. Wir haben im vergangenen Sommer den Anstich des Erkundungsstollens miterleben dürfen und damit den Auftakt für die größte Umweltinvestition, die wir je getätigt haben. Denn eines ist klar: Schaffen wir zur Brenner-Autobahnachse keine Alternativen, keine effizienten Alternativen, dann werden wir in den kommenden Jahrzehnten vom Verkehr überrollt. Natürlich können wir auch hier den Kopf in den Sand stecken und auf bessere Zeiten hoffen, auf die Einsicht der Konsumenten, doch bitteschön auf die Wirtschaft der kleinen Kreisläufe zu setzen, wir können auch mehr Einsatz der Obrigkeit fordern und gesetzlich regeln, was wer wann wie und woher zu konsumieren hat. Ob das sinnvoll ist, ob das wünschenswert ist und ob das machbar ist, sind allerdings andere Fragen. Und nachdem bisher noch niemand wirklich brauchbare, machbare, durchsetzbare Alternativen zum BBT auf den Tisch gelegt hat, müssen wir auf ihn setzen. Von mir aus auch als kleinstes Übel, nachdem es die perfekte Lösung meines Wissens nicht gibt. 

Und wir können, nein, wir werden an diese zwar nicht perfekte aber einzig vernünftige Lösung so Hand anlegen, dass sie sich der Perfektion zumindest nähert: indem wir für unterirdische Zulaufstrecken vor allem im Südtiroler Unterland sorgen, indem wir die öffentlichen Haushalte möglichst wenig belasten, indem wir auf die Querfinanzierung setzen, indem wir die Lkw, wenn er denn einmal da ist, notfalls in den Tunnel zwingen. Für all das schaffen wir heute schon die Voraussetzungen, verhandeln auf allen Ebenen. 
Dass unsere Politik von ersten Erfolgen gekrönt ist, hat der Besuch von Infrastrukturminister Antonio Di Pietro vor wenigen Wochen gezeigt. Nicht, dass der Minister Zusagen gegeben hätte, nach dem Motto: alles jetzt, gleich, sofort und alles im Tunnel. Solche Zusagen hatten wir nicht erwartet und wären sie gekommen, hätten wir sie nicht geglaubt. Was Di Pietro anklingen hat lassen, sind viel versprechende Ansätze: Dass beispielsweise der BBT nun auch endlich vom Staat nicht mehr isoliert gesehen wird, sondern als Teil des viergleisigen Ausbaus der Brennerbahnlinie, dass damit auch ein Gesamtprojekt ausgearbeitet wird, dass man die Wünsche der Bevölkerung aufgreifen will, dass man keine technischen Lösungen von vornherein ausschließt und dass man – wohl auch aufgrund leerer Kassen – auf innovative Finanzierungsformen setzt: Stichwort: Querfinanzierung. Stichwort: Eurovignette. 
Sicher ist, dass der Ausbau der Bahnstrecke über den Brenner schon allein aufgrund seiner schieren Größe Ängste weckt. Es ist deshalb unser Bestreben, die Bevölkerung auch weiterhin umfassend über die Fortschritte und Entwicklungen zu informieren. Wir werden zu diesem Zweck auch ein eigenes Informationszentrum für den Brennerbasistunnel einrichten, und zwar in der Festung in Franzensfeste, wo jeder die Möglichkeit haben wird, sich über das Projekt und die einzelnen Schritte hin zu dessen Verwirklichung zu informieren. Denn mit Halbwahrheiten und häppchenweisen Informationen lassen sich Ängste schüren, nur durch vollständige Information und Transparenz lassen sich diese Ängste aber wieder abbauen.
In Sachen Mobilität bleiben wir natürlich auch sonst nicht untätig: Stetig schreitet der Ausbau und die Verbesserung des öffentlichen Nahverkehrs voran, wir stehen vor der Verwirklichung des Südtiroltakts und damit eines effizienten, benutzerfreundlichen, komfortablen Nahverkehrssystems. 

Einen weiteren wichtigen Schritt dorthin haben wir vor einigen Tagen bei einer Aussprache mit dem Verantwortlichen der italienischen Eisenbahn, mit Mauro Moretti in Rom gesetzt. Wir haben vereinbart, dass in allernächster Zeit die zwischen unseren Fachleuten, der Eisenbahn und Landesrat Thomas Widmann geführten Gespräche zu Ende gebracht werden sollen. Es geht hier vor allem darum, eine Einigung über die Differenzzahlungen des Landes zwischen Bus- und Eisenbahntarifen zu erzielen, und ich glaube, dass wir hier kurz vor dem Durchbruch stehen. Dadurch wäre es möglich, die Anzahl der Züge wesentlich zu erhöhen, die genannten Stundentakte einzuhalten und vor allem auch die Zubringerdienste durch die verschiedenen Buslinien zu verstärken. 
Darüber hinaus müssen auch die Bahnhöfe durch die Errichtung von Parkplätzen und den Ausbau der Strukturen den Erfordernissen der heutigen Zeit angepasst werden. Die diesbezüglichen Projekte liegen bereits fast zur Gänze vor, die Finanzierungsmodelle wurden mit den Gemeinden bereits vereinbart, sodass damit zu rechnen ist, dass im Laufe der kommenden Monate die Arbeiten begonnen werden können. 

Neben den Fortschritten bei Bussen und Bahn sind auch jene in Sachen Fahrradwegenetz zu nennen. Dies ist bereits zu rund 80 Prozent umgesetzt worden und wir haben dafür bereits rund 90 Millionen Euro ausgegeben. Die zur Fertigstellung der Haupttrassen zwischen Innichen, Brenner, Reschen und Salurn noch fehlenden Teilstücke können mit den vorhandenen Geldmitteln innerhalb der nächsten zwei Jahre finanziert werden.  Südtirol wird dann über rund 500 Kilometer Fahrradwege verfügen und die Anschlüsse in Salurn Richtung Süden sowie Reschen und Brenner Richtung Norden und über Innichen Richtung Osten garantieren können. Nach Fertigstellung der Hauptstrecken werden selbstverständlich auch die Nebenstrecken durch die einzelnen Täler in Angriff genommen.

Und auf der Straße setzen wir weiter auf die Komplettierung unseres Straßennetzes, auf die Entlastung der bewohnten Gebiete. Sicher: wir werden nicht alles verwirklichen, was wünschenswert ist, auch weil uns das Geld dafür fehlt. Schließlich liegen allein jetzt schon Projekte mit einer Gesamtinvestitionssumme von einer Milliarde Euro auf. Es geht also darum, Prioritäten zu setzen, ein anwohner- und benutzerfreundliches Straßennetz zu schaffen. Und das heißt: keine neuen Transitrouten, sondern durchlässige Verkehrsadern, Dorfumfahrungen und die Beseitigung von Gefahrenquellen.
Die zweite von mir angesprochene Voraussetzung für eine funktionierende Wirtschaft ist die Energie. Die  Kosten dafür sind in Italien hoch, die Versorgungssicherheit nicht immer gegeben. Insofern nicht die besten Voraussetzungen für eine funktionierende Wirtschaft – ganz abgesehen von der Belastung der Haushalte. 
Wir haben in diesem Bereich aber große Pläne. Das darf ich in dieser Einfachheit und bei aller Bescheidenheit wohl sagen. Die Pläne laufen auf die Energieautarkie unseres Landes hinaus, darauf, in wenigen Jahren drei Viertel unseres Energiebedarfs – Verkehr ausgenommen – aus erneuerbaren, umweltfreundlichen Energiequellen zu speisen. Dafür verfügen wir über die besten Voraussetzungen. Nur: diese Voraussetzungen liegen zum Teil in anderen Händen. Noch, muss man vielleicht hinzufügen.
Die vor wenigen Wochen verabschiedete Durchführungsbestimmung zum Autonomiestatut in Sachen Energie eröffnet uns hier völlig neue Perspektiven. Wir sind es nun, die über die Konzessionsvergabe bei Großwasserableitungen entscheiden, Vorrechte der Konzessionsinhaber gibt es keine. Beste Voraussetzungen also, selbst ins Rennen um die Konzessionen zu gehen und so die Energieproduktion aus Wasserkraft wieder in heimische Hände legen zu können. Mit Enel und Edison haben wir diesbezüglich die Verhandlungen wieder aufgenommen, vor allem mit Edison hoffen wir auch bereits im kommenden Jahr handelseins zu werden. Das wird mit Sicherheit keine einfache Operation und es wird in jedem Fall eine kostenintensive Operation. So finden Sie im vorliegenden Haushalt allein schon 437 Millionen Euro, die für die Energie-Verhandlungen bereitgestellt werden sollen. Trotz dieser imposanten Summe, trotz der Schwierigkeiten sei eines gesagt: Es wird – und davon bin ich mehr als überzeugt – eine zukunftsweisende Operation und eine auf lange Frist rentable Investition. Nicht in Form von satten Gewinnen für das Land, sondern in Form von satten Einsparungen für die Unternehmen und die privaten Haushalte.

Erlauben Sie mir, hier kurz eine Klammer aufzumachen: Die Verabschiedung der Energie-Durchführungsbestimmung lässt nämlich deutliche Rückschlüsse zu auf das Verhältnis, das wir derzeit zur Regierung in Rom haben. Es ist kein Geheimnis, dass wir erfreut waren über den Regierungswechsel in Rom. Zu Mitte-Rechts hat uns der Draht gefehlt, die Einflüsterer aus Bozen haben uns in Rom das Leben schwer gemacht, wir haben mehr als nur ein Landesgesetz vor dem Verfassungsgericht landen sehen und Fortschritte in Sachen Autonomie gab’s praktisch keine. Nachdem unsere Autonomie aber eine dynamische ist, können wir uns Stillstand auch autonomiepolitisch nicht leisten.
Mit der Regierung Prodi haben wir bisher sehr gut zusammengearbeitet. Der Regierungschef aber auch seine Minister zeigen viel Verständnis für unsere Anliegen, der Beschluss zum Übergang des Musikkonservatoriums an das Land wurde sehr schnell gefasst, die knappen staatlichen Kassen könnten gar zu einer weiteren Übernahme von Kompetenzen durch das Land führen. So werden wir auf die Übertragung von Zuständigkeiten pochen, die für unsere Autonomie wichtig sind und von uns besser koordiniert und billiger verwaltet werden können. Ich denke dabei etwa an das Staatsbauamt, das Staatsarchiv, das Grenzveterinäramt, Aufgaben der Gesundheits- oder der Umweltpolizei und ähnliches mehr. 

Es gilt demnach, den günstigen Wind aus Rom für unser Land zu nutzen, unsere Autonomie auszubauen und dabei auch vor den heiklen Themen nicht zurückzuschrecken. Wann immer das Gespenst „Finanzautonomie“ auftaucht, dann werden sofort Bedenken wach: wir müssten dann selbst Steuern einheben, selbst dem Bürger in die Tasche greifen und das macht nun einmal nicht beliebt.
Andererseits: Sind wir denn nur eine Schönwetter-Regierung? Ein Schönwetter-Landtag? Oder sollten wir uns vielmehr auch den vielleicht politisch undankbaren Herausforderungen stellen? Unsere eigene Haushaltspolitik betreiben, sie unseren ganz speziellen Bedürfnissen anpassen können? Ich weiß, dass es auch hier leichter wäre, auf diese Zuständigkeit zu verzichten, weiter Geld verteilen zu können, das ein anderer einhebt. Aber der leichteste Weg ist nicht immer der lohnendste und um den geht es – auch in der Politik. Wir werden also weiter am Ball bleiben, weiter versuchen, unsere Autonomie auszubauen und auch weiterhin nicht vor den heißen Eisen zurückschrecken. 
Lassen Sie mich noch ein Wort zum staatlichen Finanzgesetz verlieren, das in den letzten Wochen für so große Aufregung gesorgt hat. Jenseits allen Geschreis, allen Protests bleibt die Tatsache, dass der Staat nicht darum herum kommt, den von der Vorgängerregierung angehäuften Schuldenberg abzutragen und da gilt es, auch unpopuläre Maßnahmen zu ergreifen. Ich denke, dass durch die Diskussion im Vorfeld dem staatlichen Haushaltsgesetz etliche Spitzen genommen worden sind, die mehr weh getan als genützt hätten. Wie sich dieser Fokus der Regierung auf die wirtschaftliche Entwicklung auswirken wird, ob sie den zarten Aufschwung der italienischen Wirtschaft nicht im Keim erstickt, bleibt abzuwarten. 
Wenn wir aber davon reden, die Wirtschaft voranzubringen, davon reden, die Voraussetzungen für ein Wachsen der Wirtschaft, ein Wachsen der Gesellschaft zu schaffen, dürfen wir nicht vergessen, dass dieses Wachsen auch mit einem räumlichen Wachsen einhergeht. Womit wir bei der Raumordnung wären. Es geht – gerade in einem Land wie dem unserem, in dem nutzbarer Grund und Boden zu den allerknappsten Ressourcen zählen – nicht an, dass Gebäude kreuz und quer in die Landschaft gebaut werden, dass Ortschaften unkontrolliert wuchern und Bagger vollendete Tatsachen schaffen. Vielmehr ist es in unserem Land aufgrund seiner Topographie unumgänglich, den Umgang mit Grund und Boden in geregelte Bahnen zu leiten, vorausschauend zu planen und regelnd in die Bautätigkeit einzugreifen. Dies haben wir mit einer verhältnismäßig rigiden Raumordnung immer schon getan und daran wird auch die Reform des Raumordnungsgesetzes, mit der Sie sich bald zu befassen haben werden, nichts ändern.
Warum dann ein neues Gesetz bzw. eine Novellierung des bestehenden Raumordnungsgesetzes? Weil wir nicht annehmen können, dass die Raumplanung von gesellschaftlichen Entwicklungen nicht tangiert wird, weil die Raumordnung kein Selbstzweck sein, sondern Probleme aus der Welt schaffen soll. Gleichzeitig geht es darum, mit der Raumordnung ganz unterschiedliche Ziele zu verfolgen, die sich oft genug als gegenläufig herausstellen. Nehmen wir die Gewerbegebiete als Beispiel: Gewerbegebiete sind per definitionem Gebiete, in denen produziert wird. Sie sind aber weit mehr als das: Sie sind der Arbeitsplatz für tausende Menschen, sie sind der Ort, an dem tausende Menschen einen großen Teil ihres Lebens verbringen, sie müssen deshalb auch lebenswert und lebendig sein. Gleichzeitig dürfen sie aber nicht dadurch lebendig gemacht werden, dass Leben aus den Ortszentren abgesaugt wird. Denken Sie an die Dienstleister, die sich aus handfesten Gründen immer öfter in den Gewerbegebieten niederlassen und ihre Büros in den Zentren aufgeben. Mit allen negativen Folgen, die dies nach sich zieht. Denken Sie aber auch an den Detailhandel, der – vor allem bei großem Flächenbedarf – in den Gewerbegebieten oft einfacher zu handhaben wäre, der aber in erster Linie in unsere Zentren gehört. 
Das Ziel, das wir mit unserer Gesetzesnovelle verfolgen, ist, den Umgang mit der knappen Ressource Grund und Boden effizienter zu gestalten, gleichzeitig das Landschaftsbild zu wahren, Spekulationen so gut es geht zu vermeiden, unsere Ortschaften natürlich wachsen zu lassen und die unberührten Flecken unseres Landes möglichst so zu bewahren.

Und nun zu den einzelnen Wirtschaftssektoren und zu einer grundsätzlichen Bemerkung: So einige der Sektoren gehen auf große Herausforderungen zu. Nehmen wir die Landwirtschaft, die sich im Umbruch befindet, die immer stärker dem Wettbewerb ausgesetzt wird. Ich bin froh, dass man in Südtirol früh genug erkannt hat, welche Bedeutung in diesem Zusammenhang einer fundierten Ausbildung in der Landwirtschaft zukommt, einer optimalen Vorbereitung auf das Unternehmerdasein. Denn klar ist, dass das Führen eines landwirtschaftlichen Betriebs sich nicht mehr an früheren Generationen orientieren kann. Etwas zu machen, weil es unsere Väter, Großväter und Urgroßväter auch schon so gemacht haben – dieses Rezept kennt keine Zukunft. Wenn die Landwirtschaft auch künftig ein wichtiges Standbein unserer ländlichen Gebiete bleiben möchte, dann muss sie die Zeichen von Zeit und Markt erkennen, sie muss aber auch erkennen, wo ihre ganz spezifischen Stärken liegen und diese konsequent ausspielen: etwa die enge Bindung an Scholle und Umwelt und vielleicht auch die Tatsache, dass Bauernhöfe heute oft als Gegenstück urbaner Hektik gesehen werden. Mit all den Chancen, die sich damit etwa für den Urlaub am Bauernhof verbinden lassen.

Was die Produktion betrifft, so wollen wir auch in Zukunft eine bodenständige Landwirtschaft, die hochwertige und naturnahe Produkte liefert. Das heißt auch, dass auf eine umweltverträgliche Schädlingsbekämpfung Wert gelegt werden muss – trotz des Besenwuchses. Denn dies ist nicht nur eine umweltpolitische Überlegung, sondern auch eine wirtschaftliche. Schließlich muss die produzierte Ware auch abgesetzt werden, möglichst zu optimalen Preisen. Dazu gehören im Übrigen auch die Förderung zeitgemäßer Verkaufsstrukturen – ob einzelbetrieblicher oder genossenschaftlicher Natur – und nicht zuletzt flexible, moderne Verkaufsmethoden.

Wenn wir vom Absatz reden, von ganz spezifischen Stärken unserer Landwirtschaft, von der naturnahen Produktion und der Bindung des Produkts zum Herkunftsgebiet, dann müssen wir natürlich auch anführen, dass es in manch einem Bereich gar nicht so leicht ist, diese Stärken auszuspielen. Weil Brüssel beispielsweise sein Veto einlegt. Denken Sie an den Wein, die neue Weinmarktordnung, die derzeit diskutiert wird. Wer will, dass auch in Zukunft in europäischen Weinflaschen europäischer Wein drin ist, dass wir als Konsumenten die Sicherheit haben, dass europäischer Wein nicht aus südamerikanischen Trauben gemacht wird, der muss dies auch in der Weinmarktordnung verankern, der muss Importe regeln und die Herkunft sichern. Denn nur so verhindern wir, dass typische Lebensmittel, zumal traditionelle, irgendwann verschwinden und einem Einheitsbrei weichen, einem uniformierten Geschmack aus der Massenproduktion gegen die die Südtiroler Bauern keine Chance haben. Deshalb müssen wir auch politisch die Rahmenbedingungen schaffen bzw. dort intervenieren, wo die jeweiligen Entscheidungen getroffen werden. Damit die Bauern die Stütze unserer ländlichen Gebiete bleiben können.
Allerdings ist Südtirols Peripherie weit mehr als nur die Landwirtschaft. Unsere ländlichen Gebiete sind vital, sie sind wirtschaftlich gesund, sie sind bevölkert. Und damit dies so bleibt, sind auch hier noch zahlreiche Investitionen zu tätigen. Investitionen, die uns auch dank der europäischen Strukturfonds ermöglicht werden. Auch deshalb bin ich froh über unseren Verhandlungserfolg in Rom, der uns in den nächsten sieben Jahren EU-Strukturfondsmittel in einer Höhe von 124 Millionen Euro für die Ländliche Entwicklung und für das Leader-Programm sichert. Das ist eine Summe, die etwa gleich hoch ausgefallen ist, wie für die letzten sieben Jahre auch, während alle anderen Regionen in der Mitte und im Norden des Staats mit einem dicken Minus auskommen müssen. Wobei ich eines schon unterstreichen möchte: Hier geht’s nicht nur um Gelder für Bauern, für die 
Landwirtschaft, sondern um Gelder für den ländlichen Raum, für dessen infrastrukturelle Entwicklung, für den Bau von Wasserleitungen, für die Diversifizierung der Wirtschaft, für die Sicherung von Arbeitsplätzen, für die Erhaltung der Landschaft, für die Erhaltung von Traditionen, für den Tourismus und damit für uns alle. 
Ein lebenswerter ländlicher Raum ist letztendlich auch unser größtes Kapital im Tourismus und der Tourismus ist nach wie vor unser Wirtschaftssektor Nummer eins. Im vergangenen Jahr haben wir über 26 Millionen Nächtigungen zu verzeichnen gehabt, fast fünf Millionen Ankünfte. Und der Trend im heurigen Jahr geht hin zu ähnlichen Zahlen, es sieht sogar so aus, als könnten wir das Rekordergebnis vom Vorjahr noch übertreffen. Was müssen wir nun tun, um diese Zahlen zu halten? Wir müssen unverwechselbar bleiben. Südtirol ist Südtirol und Südtirol bleibt Südtirol. Das heißt, dass es nur in Südtirol Südtiroler Berge gibt, nur in Südtirol Südtiroler Traditionen, nur in Südtirol Südtiroler Essen, nur in Südtirol den einzigartigen Südtiroler Mix aus mediterran und alpin. Diese Eigenheiten müssen wir herausstreichen und um sie herausstreichen zu können, müssen wir sie bewahren. Damit ist auch klar, dass wir keine anderen Urlaubsdestinationen kopieren sollten, sondern uns auf einen nachhaltigen Südtiroler Tourismus konzentrieren müssen. Und der ist geprägt von Natur, von Freundlichkeit, von Landschaft, von Traditionen, von Ruhe, von Gesundheit. Klingt, als stamme diese Aufzählung aus einem Werbeprospekt, sagen Sie? Stimmt, klingt wirklich so, aber niemand weiß so genau über die Wünsche der Verbraucher Bescheid, wie die Werbung dies tut. Warum also sollten wir nicht auch einmal auf sie hören, wenn wir an Erfolgsrezepten herumdoktern?
Dass wir daneben auch die Voraussetzungen für eine weitere Entwicklung des Fremdenverkehrs sorgen müssen, liegt auf der Hand: Wir müssen zeitgemäße Aus- und Weiterbildungsmodelle ebenso anbieten, wie die notwendigen Strukturen im Bereich des Sports oder der Freizeitgestaltung. Ich denke dabei an Sportzonen, Golfplätze, an das Fahrrad- und Wanderwegenetz, an Schwimmbäder, Skipisten und – weiter gedacht – an Naturparks oder kulturelle Einrichtungen, sprich: Museen.

Und nachdem der Tourismus per se Mobilität bedeutet, müssen wir auch dafür zeitgemäße Strukturen schaffen, die Bahnverbindungen, Straßen und den Flugplatz den Erfordernissen anpassen, wobei selbstverständlich auf Sicherheit, Lärmschutz und Luftreinhaltung besondere Rücksicht genommen werden müssen.

Sie wundern sich, dass ich im „Wirtschaftsteil“ der Rede, Umweltschutzaspekte anspreche? Sicher, es klingt oft vertrauter, wenn man Wirtschaft und Umwelt strikt trennt, wenn man sie als Bereiche darstellt, die gegenseitig in Konkurrenz stehen, deren Interessen einander zuwiderlaufen. Allein: Es ist nicht so. Wirtschaft und Umwelt sind letztlich zwei Seiten der selben Medaille, was wir nicht nur in der Landwirtschaft, nicht nur im Tourismus tagtäglich vor Augen geführt bekommen. Es ist deshalb wichtig, dass wir verstärkt darauf achten, Wirtschaft und Umwelt Hand in Hand zu entwickeln, denn dies ist nicht nur im Sinne der Umwelt, sondern auch im Sinne der Wirtschaft, die neue Märkte erschließen kann. Denken Sie nur an den immer stärker wachsenden Bereich der Umwelttechnologie, denken Sie an den Bereich des KlimaHauses, das mittlerweile als eines der Vorzeigeprodukte aus Südtirol gilt, das etlichen Unternehmen einen neuen Aufschwung garantiert und den Energieverbrauch auf Dauer erheblich senken kann, denken Sie aber auch an die erneuerbaren Energiequellen, bei denen wir über ein Know-how verfügen, das es zu nutzen gilt. Auch wirtschaftlich.
Einen Aspekt möchte ich in diesem Zusammenhang, im Zusammenhang mit der Umweltpolitik, ja, und warum auch nicht, auch im Zusammenhang mit der Wirtschaft noch anführen: die Müllverwertungsanlage in Bozen Süd. So manch einer fragt sich, ob diese Anlage notwendig ist, ob sie nicht den Anstrengungen zuwiderläuft, den Müll zu reduzieren, auf Mülltrennung und Müllvermeidung zu setzen. Meine Damen und Herren, es steht außer Zweifel, dass es wünschenswert wäre, wenn wir mit der Vermeidung und Trennung dem Müllproblem gänzlich Herr werden könnten. Leider ist es aber nicht realistisch. Wir werden immer auch Restmüll produzieren und diesen Restmüll müssen wir entsorgen. Dabei auf Deponien zu setzen, kommt wohl für kaum jemanden ernsthaft in Frage, bleibt die Verbrennung, oder besser gesagt: die thermische Verwertung. Denn wir dürfen nicht vergessen, dass die Anlage in Bozen Süd nicht nur ein Müllverbrennungsofen ist, wie dies die landläufige Meinung ist, sondern dass wir den Müll hier entsorgen und gleichzeitig verwerten, Energie und Wärme produzieren. Was wir garantieren müssen, ist, eine Anlage nach dem neuesten Stand der Technik, eine Anlage mit allen Sicherheits- und Umweltgarantien, die es geben kann. Und wenn man sich die Abgaswerte der Anlage ansieht, die Studien zu deren Auswirkung auf die Gesundheit von Arbeitern und Anrainern, können wir bereits heute Entwarnung geben und das Versprechen geben: Wir entsorgen in Zukunft unseren Müll ohne die Umwelt und schon gar nicht die Menschen in der Umgebung der Anlage über die Maßen zu belasten. 
Lassen Sie mich damit den Blick wieder auf die Wirtschaftssektoren wenden: Auf das produzierende Gewerbe, auf Handwerk und Industrie, bin ich bereits eingangs eingegangen. Allerdings möchte ich hier noch einmal betonen, dass gerade die Klein- und Mittelbetriebe entsprechend betreut und unterstützt werden müssen, sind sie es doch, die die Arbeitsplätze im ländlichen Raum erhalten, dadurch die Abwanderung verhindern und durch ihre Steuerabgaben dazu beitragen, dass wir auch weiterhin kulturelle und soziale Leistungen garantieren können. Gleichzeitig sehen wir aber auch, dass sich das Gesicht unseres produzierenden Gewerbes, vor allem der Industrie in den letzten Jahren sehr stark gewandelt hat. Es reicht, einen Spaziergang durch Bozen Süd zu machen. Wo noch bis vor wenigen Jahren Mammutbetriebe der Schwerindustrie – im wahrsten Sinne des Wortes – den Ton angegeben haben, schießen heute kleinere, flexible, innovative Unternehmen aus dem Boden, die mit ihrem Know-how Nischen besetzen. Mitten unter ihnen wird der Technologiepol des Landes entstehen, das Herzstück der Innovation mit dem TIS, den Kompetenzzentren und nicht zuletzt auch praktischen Forschungseinrichtungen. Darüber hinaus schaffen wir uns gerade hier einen Namen in jenen Bereichen, in denen Südtirol einen Wissensvorsprung aufweist: Aufstiegsanlagen, Pistenpräparierung, Bergsport, erneuerbare Energien, Holzverarbeitung. Dies sind Zukunftsbranchen – nicht nur für Südtirol. Und diese Zukunftsbranchen fördern wir nach Möglichkeit.
Schwierig ist es, den Dienstleistungssektor in Südtirol kurz zu charakterisieren: zu bunt, zu mannigfaltig präsentiert er sich. Klar ist: es ist der Dienstleistungssektor, der als erstes unter Konjunkturkrisen leidet, denn Beratung oder Werbung ist das erste, auf was ich verzichte, wenn mir das Wasser bis zum Hals steht. Das ist oft keine logische Entscheidung, sondern eine Entscheidung, die zumindest auf kurzfristige Entlastung hoffen lässt. Und dadurch ist es eine nachvollziehbare Entscheidung. Glücklicherweise steht in Südtirol wenigen Unternehmen das Wasser bis zum Hals: die Zahl der Konkurse, 82 an der Zahl, liegt noch deutlich unter jener der Neugründungen, wie ich bereits ausgeführt habe, der Bedarf an Beratung – wirtschaftlicher ebenso wie rechtlicher -, der Bedarf an Werbung, der Bedarf an anderen Dienstleistungen ist demnach in Südtirol ein stetiger. Und ein stetig hoher.
Bleibt als letzter Wirtschaftssektor der Handel. Ein Sorgenkind, möchte man oft meinen, wenn man die Zeitungen durchblättert: Ströme von abwandernden Einkaufswilligen, aussterbende Zentren, Handelsketten, die das Stadtbild weltweit vereinheitlichen. Sicher ist: Südtirol ist ein Einkaufsparadies, aber kein billiges. Sicher ist auch: große Einkaufszentren ziehen Konsumenten an und was Konsumenten anzieht, hat etwas zu bieten, was Konkurrenten nicht zu bieten haben: das kann das Einkaufserlebnis sein, das sich in einem Tante-Emma-Laden vielleicht nicht gleich einstellt, wie in einem Einkaufszentrum. Das sind aber auch die niedrigeren Preise, über die Kunden angelockt werden. Ich habe immer gesagt: Südtirol braucht keine Einkaufstempel auf der grünen Wiese. Ich habe aber auch immer gesagt: Südtirol braucht zumindest ein Einkaufszentrum, ganz einfach auch, um all die Kaufkraft nicht nach Norden oder Süden abfließen zu lassen. Und was noch? Südtirol braucht seine klein strukturierte Handelslandschaft, und zwar lebensnotwendig. Wo immer ich hinkomme, beneidet man uns um die Läden, die es noch in unseren Dörfern gibt. Sie sind zu Fuß oder mit dem Rad erreichbar, sie sind erreichbar auch für jene, die nicht oder nicht mehr so mobil sind. Und das werden immer mehr sein. Sie sind damit auch ein Beitrag dazu, das ländliche Gebiet lebenswert zu erhalten. Denn eines habe ich immer schon gesagt und sage es auch weiterhin: Ein Dorf ohne Geschäft ist ein Teilinvalide.

Dazu noch eine Ergänzung: Ich habe soeben angeführt, dass die klein strukturierte Handelslandschaft lebensnotwendig ist. Manchmal ist es aber auch der Handel im größeren Stil. Denken Sie an den Brenner. Dieses Dorf zu retten, ist ein Ziel, das wir uns gesetzt haben. Der Weg hin zu diesem Ziel ist ein gänzlicher innovativer. So entsteht am Brenner das erste Outlet-Center Südtirols, die Ortschaft wird zur lebenden Raststätte, die Autobahn zur Lebensader. Der Brenner ist ein gänzlich untypisches Beispiel für Südtirol, aber auch ein Beispiel dafür, dass man mit Kreativität, mit Mut zur Innovation, mit Mut zu neuen Ideen, ohne Patentrezepte aber mit maßgeschneiderten Lösungen auch Probleme aus der Welt schaffen kann, die hoffnungslos scheinen.
Zwei Themen möchte ich noch anschneiden, weil sie mir am Herzen liegen. Zwei gänzlich unterschiedliche Themen übrigens. Das erste Thema ist die Schule, die Bildung. Das zweite Thema ist der Wohnbau. 
Zur Schule: Ich weiß, es klingt nach Floskel, wenn ich sage, dass sich unser Schulsystem im Umbruch befindet, wenn ich von neuen Herausforderungen rede, von einem Fit-Machen der Schule für die kommenden Jahrzehnte. Es ist aber die Realität. Die Schule befindet sich tatsächlich im Umbruch: Die Schulautonomie trägt erste Früchte und ich habe den Eindruck, dass diese Autonomie, die größere Entscheidungsfreiheit das Engagement der Lehrpersonen und Schulführungskräfte fördert, ihre Kreativität steigert. Es ist schließlich immer so, dass ein allzu enges Korsett die Lebensgeister erstickt, gleichzeitig aber auch allzu weite Spielräume zu Chaos führen können, das wir uns gerade in der Schulwelt nicht leisten können. Aus diesem Grund gibt man in der Entwicklung der Schulen Leitlinien vor, hat die Schulreform Schritt für Schritt umgesetzt, sie erprobt, Untaugliches über Bord geworfen und Taugliches eingeführt. Nur so, meine Damen und Herren, sind wir imstande, unser Schulsystem auf europäischem Spitzenniveau zu halten. Und ich sage ausdrücklich „auf Spitzenniveau halten“, nicht „sie auf Spitzenniveau zu bringen“. 
Sicher, die Schulreform verlangt allen Beteiligten viel ab: dem Schulamt, den Lehrkräften, den Schülern und deren Eltern. Letztendlich ist deren Umsetzung aber im Sinne aller, auch wenn es ohne Kinderkrankheiten nie abgeht. Ich kann nur alle Beteiligten ersuchen: Geben Sie dieser Reform eine Chance, sehen Sie die Anstrengungen, die Sie jetzt unternehmen, als Investition in die Zukunft. Als Investition in die Zukunft unserer Gesellschaft.
In diesem Zusammenhang möchte ich noch ein Thema aufgreifen: Wenn wir nämlich von Zukunft sprechen, von der Zukunft unserer Gesellschaft, dann sprechen wir von einer multikulturellen Gesellschaft. Ob wir wollen oder nicht. Die Globalisierung ist nicht aufzuhalten, sie ist zu managen. Und wenn wir von Multikulti sprechen, dürfen wir das nicht mit Einheitsbrei verwechseln. Es geht darum, Respekt vor anderen Kulturen aufzubringen, und zwar ohne, dass wir deshalb unsere Identität, unsere Kultur, unsere Traditionen aufgeben. Multikulti darf nicht zu einer Nivellierung nach unten führen, sondern zu einer Stärkung aller beteiligten Kulturen.

In der Schule bedeutet dies, dass es für unsere Kinder ganz normal sein wird – und auch normal sein sollte – in der Klasse neben jemanden zu sitzen, der in Sarajevo, in Delhi, in Islamabad, in Tunis oder Algier geboren ist. Es sollte aber genauso normal sein, dass unser Kind mit diesem Banknachbar deutsch oder italienisch schwätzen kann, ohne dass es Verständigungsschwierigkeiten gibt. Und deshalb glaube ich, dass man zum Wohl unserer Kinder ebenso wie zum Wohl der Einwandererkinder letztere möglichst perfekt auf den Schulbesuch vorbereiten sollte, ihnen einen Sprachunterricht angedeihen lassen sollte, der das Verstehen im Unterricht garantiert und ein Niveau sichert, das dem Durchschnitts-Muttersprachler ebenbürtig ist. Nur so können wir verhindern, dass der Unterricht gebremst wird, dass dadurch aber auch Reibereien entstehen, Konflikte, Feindseligkeiten, die in unserer Gesellschaft keine und in der Schule zwischen unseren Kindern schon gar keine Existenzberechtigung haben. Glauben Sie mir: der vorbereitende Sprachunterricht in den Sprachzentren ist nicht nur eine Maßnahme, um das Niveau des Unterrichts zu stabilisieren, es ist auch eine Maßnahme um Toleranz und friedliches Zusammenleben zu fördern. 
Eine Klammer noch zum Thema der Freien Universität Bozen sei mir erlaubt, auch weil ich glaube, dass sie ein Musterbeispiel für das erfolgreiche miteinander von Sprachen, ein Musterbeispiel für die Internationalisierung ist. Leider hat man dies zwar in akademischen Kreisen erkannt, in Kreisen der Studenten, die an der Uni Jahr für Jahr mehr werden auch, bis nach Rom scheint es sich allerdings noch nicht herumgesprochen zu haben. Während wir als Land nämlich einen beträchtlichen Teil der Kosten der Uni tragen, weil wir der Überzeugung sind, damit in die Zukunft unserer Jugend, unseres Landes zu investieren, tut Rom bisher herzlich wenig für die Förderung der Uni. Wir hoffen natürlich, dass man dies in Zukunft ändert, auch weil wir der Meinung sind, dass Lehre und Forschung ein Zukunftsthema und damit eine Priorität jeder Regierung sein müsste.
Und damit zum letzten Thema, das ich vorhin angekündigt habe, zum Wohnbau. Auch hier machen sich gesellschaftliche Umbrüche bemerkbar. Wir haben vor einem halben Jahrzehnt den Wohnungsbedarf in Südtirol erhoben und sind zum Schluss gekommen, dass eine Aufstockung der rund 130 Millionen Euro, die wir für den Wohnbau bereit stellen, um ein fünfjähriges Sonder-Wohnbauprogramm mit 70 Millionen Euro an Investitionen jährlich das Wohnungsproblem bis 2007, bis zum nächsten Jahr also, ein- für allemal lösen sollte. 10.678 neue Wohnungen haben wir mit diesen Mitteln errichtet, 2954 Privatwohnungen und 1571 Wohnungen des Wohnbauinstituts saniert, 2446 dem Institut zur Verfügung gestellt. Wir haben unser Bau-Ziel also erreicht und ich hätte gerne verkündet: „Mission erfüllt“. Nur: es wäre gelogen. 

Denn was wir nicht erreicht haben, ist das Ziel, das Wohnungsproblem zu lösen. Warum? Wir haben das Problem nicht gelöst, weil die Wohnungsnachfrage sich nicht im erwarteten Maß entwickelt hat: höhere Trennungs- und Scheidungszahlen, mehr Alleinerziehende, mehr Einwanderer, mehr Jugendliche, die von zu Hause ausziehen und auf eigenen Beinen stehen möchten. All diese Entwicklungen haben uns einen dicken Strich durch die Rechnung gemacht. Gesellschaftliche Entwicklungen lassen sich nun einmal nicht immer bis auf die zweite Stelle hinterm Komma vorhersagen. Gesellschaft, das sind Menschen, Menschen leben und das Leben ist nicht immer vorhersehbar.

Wir könnten nun also beleidigt sein mit dem Leben, mit den Menschen, mit der Gesellschaft, die sich nicht an unsere Modellrechnungen gehalten haben. Nützen würde das aber weder den Menschen ohne ein Dach überm Kopf noch uns. Also haben wir wohl oder übel ein neues Sonder-Wohnbaupaket geschnürt, haben darin 40 Millionen Euro verpackt und wollen so einen ersten Schritt setzen, um bis 2010 noch einmal 2300 Wohnungen im Bereich des sozialen Wohnbaus bereitzustellen. 
Wohnungen übrigens – und das möchte ich hier einmal unterstreichen – die nicht ausschließlich nach ethnischen Kriterien zugewiesen werden, nicht nach politischer Nähe, nicht nach Sympathie, sondern nach Bedarf. Immer wieder auftauchende Rechnungen, wonach also jene Volksgruppe im Minus, jene ungerechtfertigt im Plus bei der Zuweisung sei, gehen am Problem vorbei, versuchen, den ethnischen Graben wieder aufzureißen. 

Meine Damen und Herren, sehr geehrte Abgeordnete: Lassen wir das! Die Menschen da draußen erwarten von uns, dass wir Probleme lösen, nicht dass wir künstlich neue schaffen. Vielleicht sollten wir uns das ein bisschen öfter vor Augen halten – und zwar auch dann wenn wir auf Wahlen zugehen. Aber bis dahin haben wir ja noch ein wenig Zeit. Und jede Menge Arbeit.
Meine Damen und Herren, ich weiß, der eine oder andere wird ein Thema vermissen, das ihm am Herzen liegt, das ich aber nicht angesprochen habe. Ich ersuche Sie, mir dies nachzusehen. Der Grund liegt einerseits darin, dass ich diese Rede nicht noch länger machen will, als sie eh schon ist. Andererseits ist es mir auch nicht um Vollständigkeit gegangen, nicht um eine vollständige Aufzählung dessen, was wir geleistet haben und noch leisten wollen. Es ist mir vielmehr darum gegangen, Ihnen einen Überblick über das zu geben, was an großen Herausforderungen ansteht, und darüber, wie wir diesen Herausforderungen begegnen wollen. Wie Sie dies bereits gewohnt sind, finden Sie im zweiten Teil des Berichts zum Haushalt noch jede Menge Detailinformationen und Daten, auf deren Verlesung ich allerdings verzichte.
Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

Südtirol hat im europäischen Vergleich eine sehr niedrige Arbeitslosenrate. Wie schon in den vergangenen Jahren, wird es weiterhin Bestreben der Landesregierung sein, die Arbeitsmarkt- und Beschäftigungspolitik zentral auf die Beibehaltung dieser guten Arbeitsmarktsituation auszurichten. Aber unser Land sieht sich auch mit einigen Problemen konfrontiert, die zwar noch kein allzu besorgniserregendes Ausmaß angenommen haben, wohl aber im Auge zu behalten sind, um entsprechend mit arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen und ad hoc Eingriffen gut darauf reagieren zu können. Betriebsschließungen und Unternehmensabwanderungen als Auswirkungen sinkender Wettbewerbsfähigkeit, unattraktiver Rahmenbedingungen für die Wirtschaftstätigkeit und teilweise unzureichender Qualifizierung der Arbeitssuchenden stellen die Arbeitsverwaltung Südtirols vor neue Herausforderungen, denen sie sich mit gezielten Maßnahmen stellen wird.

Im kommenden Jahr wird der neue Mehrjahresplan für die Beschäftigungspolitik verabschiedet. Mit ihm werden die arbeitsmarktpolitischen Schwerpunkte gesetzt, die sich vor allem auf die Verbesserung der Möglichkeiten der Eingliederung in den Arbeitsmarkt von Menschen mit Behinderung und von sozial schwachen Kategorien, den Ein- und Wiedereinstieg von Frauen ins Berufsleben und deren stärkerer Einbindung in die Arbeitswelt, die Unterstützung der Beschäftigung und Weiterführung der Arbeit von Personen über 50, die Integration der Einwanderer in den Südtiroler Arbeitsmarkt und die gleichzeitige Suche nach Alternativen für die vollständige Ausschöpfung des im Lande bereits vorhandenen Arbeitskräftepotentials sowie die Erhöhung der Arbeitssicherheit beziehen. Gleichzeitig sollen für das kommende Jahr, das von der EU zum „europäischen Jahr der Chancengleichheit für alle“ ausgerufen wurde, entsprechende passende  Maßnahmen gesetzt werden.

Im Lichte dieser Handlungsprioritäten wird der Ausbau eines leistungsfähigen Arbeitsmarktservice, mit dem die Dienstleistungen der Arbeitsvermittlung, Beratung und Betreuung der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer sowie der Wirtschaft gewährleistet werden, weitergeführt. Besonders gestärkt werden sollen u.a. die Zusammenarbeit mit der Berufsberatung, der Berufsbildung und der Bereich Arbeitgeberservice. Es geht darum, die beruflichen Ausbildungs- und Weiterbildungserfordernisse genauer zu erkennen um damit die Wettbewerbsfähigkeit sowohl der Unternehmen als auch der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zu fördern.

Was den öffentlich-rechtlichen Arbeitsmarkt betrifft, so gilt es darauf zu achten, dass diese Stellen dem Südtiroler Arbeitsmarkt erhalten bleiben und dass die Bestimmungen über den Proporz und die Zweisprachigkeit eingehalten werden.

In den Bereichen des sozialen und technischen Arbeitsschutzes und der Arbeitssicherheit und Gesundheit am Arbeitsplatz vernetzen die Inspektionsdienste ihre Tätigkeit um optimale Synergien herzustellen. Information, Sensibilisierung und Prävention haben dabei einen sehr hohen Stellenwert. 

Das Jahr 2007 ist zum „europäischen Jahr der Chancengleichheit für alle“ ausgerufen worden, für Bürger und Bürgerinnen, um ihre Bürgerrechte verwirklichen zu können. Man ist bemüht gegen die Diskriminierung anzukämpfen. Der Beirat für Chancengleichheit zwischen Mann und Frau leistet eine gute Arbeit und ihre Aufklärungskampagnen sind sehr erfolgreich. Es ist hervorzuheben, dass das kommende Jahr das Jahr der Chancengleichheit und der Bekämpfung der Diskriminierung also nicht nur zwischen Frauen und Männern, sondern für alle benachteiligten Kategorien sein wird.

Im Bereich Wirtschaft  soll durch die Förderung des Mittelstandes eine Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit der klein- und familienbetrieblichen Wirtschaftsstruktur erreicht werden, indem nach der Reform der Wirtschaftsförderung die nach Wachstums- und Schwerpunktskriterien überarbeiteten Förderrichtlinien angewandt werden.

Die reformierten gesetzlichen Rahmenbedingungen des Gewerbebaulandes werden angewandt, um eine vereinfachte unbürokratische und beschleunigte Prozedur zu ermöglichen und um das in Südtirol knappe Gewerbebauland den Unternehmen so zuzuweisen, dass die bestmögliche Nutzung und die schnellstmögliche Prozedur erreicht werden. Der Wirtschaftsstandort Südtirol soll besser vermarktet und die Akquisition von Direktinvestitionen forciert werden. Das wird über die neue „Business Location Südtirol (BLS) erfolgen.

Es sollen eine Handwerksordnung, welche eine moderne Definition des Handwerks beinhaltet, sowie eine Industrie- und Dienstleistungsordnung, die eine erstmalige ordnungsrechtliche Berücksichtigung der beiden Sektoren mit sich bringt, in Kraft gesetzt werden.

Das im Amt für Handwerk eingeleitete Pilotprojekt zur Umsetzung des E-government-Programms soll auf die Bereiche Handel und Industrie ausgedehnt werden, um möglichst viele Dienstleistungen ohne Medienbruch online anbieten zu können.

Durch das neue Landesgesetz Nr. 12/2005 „Qualitätszeichen“ werden die Qualitätsbemühungen im Lebensmittelbereich erhöht, neue Produktgruppen wie Fleisch, Kräuter u.a. werden erschlossen und die Marketingaktivitäten erhöht. Die Implementierung der Dachmarke für das produzierende Gewerbe wird fortgeführt; das Reglement findet unter Berücksichtigung der besonderen Erfordernisse des Dienstleistungs- und des produzierenden Bereichs definitiv und vollständig Anwendung. 

Die neugegründete Exportorganisation Südtirol (EOS) wird ihre Tätigkeit voll aufnehmen und die gesamten Exportbemühungen, welche von der öffentlichen Hand mitgetragen werden, bündeln und auf eine gemeinsam koordinierte Plattform stellen.

In Hinblick auf den Ablauf des Handelsplans werden die Vorbereitungen für eine Überarbeitung desselben getroffen. Die Flächenbegrenzung beim Einzelhandel in Gewerbegebieten wird angehoben. Das Phänomen der Konzentrationstendenzen im Einzelhandel wird näher untersucht und die  Kaufkraftstromerhebung wird für die wichtigsten Ortschaften erarbeitet.

Dem Bereich Tourismus  stehen für das Jahr 2007 einige einschneidende Maßnahmen und Entscheidungen bevor: 

aufgrund der von Jahr zu Jahr knapper werdenden Finanzmittel einerseits und der Notwendigkeit, nicht den Anschluss an die immer stärker auftretende internationale Konkurrenz in diesem Bereich zu verlieren, gilt es Bereich für  Bereich genauestens zu analysieren, um in der Folge die beschränkten Finanzmittel gezielt und wirkungsvoll einsetzen zu können.

Dabei gilt es in erster Linie einmal die touristischen Organisationen zu stärken und  zwar zum Zweck  damit die touristische Nachfrage sowie die entsprechenden Dienstleistungen ausreichend gefördert werden können.

Zwecks Förderung der Investitionsprojekte für Strukturen des touristischen Angebotes ist sogar eine Anhebung der Investitionsausgaben vorgesehen.

Die Finanzmittel für die Südtirol Marketing Gesellschaft hingegen bleiben gegenüber 2006 unverändert.

Südtirol kennzeichnet sich durch eine Struktur von Klein- und Kleinstunternehmen, die in den traditionellen Sektoren, wie Holzverarbeitung, Bauwesen, Metall- und Maschinenbau, Lebensmittelindustrie usw. tätig sind. Diese Art der Struktur erschwert die Forschungs- und Entwicklungstätigkeit. In Anbetracht dessen, dass die Voraussetzung der Wettbewerbsfähigkeit, die Fähigkeit der Unternehmen ist, immer neue Produkte und Dienstleistungen auf den Markt zu bringen, wird eine breite Palette von Instrumenten zur Innovationsförderung bereitgestellt, und zwar:

· direkte Beihilfen an die Unternehmen für F&E Programme, sowie Weiterbildung;

· Dienstleistungen zur Innovationsförderung

· EU-Projekte

· Unterstützung der Wirtschaftsverbände

· finanzielle Unterstützung des TIS

· Förderung des Innovationsstandorts Südtirol

Im Laufe dieses Jahres wurde die Umwandlung des BIC (Inkubator) in TIS Techno Innovation Southtyrol, als zukünftiger Technologie-Pol in Angriff genommen. Das TIS wird sich auf drei Tätigkeitssäulen stützen: Gründung neuer Unternehmen (ex BIC), Technologietransfer und Unternehmenszusammenschluss (Cluster). Das TIS wird somit zu einem Instrument der Innovation, der Kooperation, des Technologietransfers, neuer unternehmerischer Tätigkeiten und innovativer Finanz, wobei Räumlichkeiten und Infrastrukturen zur Ansiedlung von Kompetenzzentren, F&E und Produktionsabteilungen innovativer Unternehmen bereitgestellt werden.

Was die Kompetenzen im Bereich Entwicklung des Genossenschaftswesens anbelangt, wird daran erinnert, dass die Verwaltungsbefugnisse im Bereich Genossenschaften im Laufe des Jahres 2004 von der Region auf das Land übergegangen sind. 

Dies hat eine maßgebende Verbesserung der Fähigkeiten der Förderung des Sektors mit sich gebracht, wie die steigende Zahl der neu gegründeten Genossenschaften und der beim Amt eingereichten der Projekte zur Entwicklung der unternehmerischen Tätigkeit zeigt. 

Mit dem Jahr 2007 beginnt auch für Südtirol ein neuer Zeitabschnitt in der Landwirtschaftsförderung. 

Zum einen beginnt eine neue Programmperiode für die ländliche Entwicklung, mit Integrierung der Leader-Achse in dieses Programm, und zum anderen wird ein neuer Gemeinschaftsrahmen für die staatlichen Beihilfen samt neuer Freistellungsverordnung in Kraft treten. Dieser neue Gemeinschaftsrahmen wird in der Folge auch Änderungen bzw. Verschiebungen in der Agrarförderung mit Landesmitteln zur Folge haben. Erwähnt seien hier die Förderung von Verarbeitungs- und Vermarktungsbetrieben, die Bewerbung von landwirtschaftlichen Produkten, Grundankäufe, oder auch die Tierzuchtförderung.

In den Sektoren Obst/Gemüse- sowie Weinbau werden aller Voraussicht nach die neuen Marktordnungsinstrumente in Kraft treten, und damit diese beiden Landwirtschaftszweige nachhaltig verändern.

Somit wird das Jahr 2007 auch für die Südtiroler Landwirtschaft den Beginn einer Neuorientierung darstellen, deren Auswirkungen vielfach erst mittel- oder langfristig erkennbar sein werden.

Zumal die Förderinstrumente im Rahmen der Marktordnungen und der Ländlichen Entwicklung nur bedingt an die lokalen Agrarstrukturen angepasst werden können, kommt der Förderung mit Landesmitteln verstärkt eine Justierungsfunktion zu.

Schwerpunkte werden daher auch in Zukunft in der Unterstützung und Förderung von betrieblichen Investitionen in den ländlichen Wohnbau und in landwirtschaftliche Infrastrukturen, in der Junglandwirteförderung, in der Unterstützung der für die heimische Landwirtschaft wichtigen Gemeinschaftsstrukturen, und verstärkt in der Aus- und Weiterbildung sowie in den marktorientierten Maßnahmen liegen.

Im Obstbau bereitet uns die starke Verbreitung der Phytoplasmen-Krankheit des Besenwuchses große Sorge. Deshalb wurde auch am Versuchszentrum Laimburg unter gemeinsamen finanziellen Anstrengungen der Landesverwaltung und der Obstwirtschaft ein Forschungsschwerpunkt errichtet, der in den nächsten 5 Jahren diese Krankheit aufs intensivste untersuchen wird, um mögliche Lösungsansätze ausfindig zu machen. 

Um den jährlich wachsenden Bedarf an Haushaltsmitteln für den Ausbau des Informatiksystems der Landesverwaltung und der Schulverwaltungen zu steuern und stärker an Kosten-Nutzen-Überlegungen auszurichten, werden im Haushaltsjahre 2007 weitere für die einzelnen Dienste wichtige Erweiterungen der informationstechnischen Betreuung (Ergänzungen von bestehenden Anwendungen bzw. Bereitstellung neuer Anwendungen) dann umgesetzt, wenn die detaillierte Funktionsbeschreibung für die Anwendung, die Projektleitung durch die interessierte Abteilung, die notwendigen Haushaltsmittel und die Berechnung des voraussichtlichen Nutzens durch die Einsparung von Ressourcen von der interessierten Abteilung sichergestellt werden. 

Einen weiteren Schwerpunkt bildet die Durchführung der 2. Phase des Ausbaus des Breitbandnetzes für die Bevölkerung Südtirols. Im Jahre 2007 soll das Angebot an Breitbandanschlüssen für Bürger und Betriebe auf weitere 25 bis 30 Gemeinden ausgedehnt werden. Damit wird ein entscheidender Beitrag zur Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit der in der Peripherie angesiedelten Betriebe und die Weiterentwicklung der Informationsgesellschaft in Südtirol geleistet, wie es im Aktionsplan „eSüdtirol 2004 - 2008“ vorgesehen ist.

Im kommenden Jahr 2007 wird die Preis- und Tarifbeobachtungsstelle voll funktionsfähig sein. Im Bereich Tarife wird die Zusammenarbeit mit den Gemeinden zwecks Aktualisierung der Daten angestrebt.

In Zusammenarbeit mit den Abteilungen Fremdenverkehr, Landwirtschaft und dem Gemeindeverband wird ein zentrales Archiv für die Erfassung der Fremdenverkehrsbetriebe inklusive der Verwaltung der Attribute geschaffen.

Im Bereich E-Government wird gemeinsam mit den lokalen Körperschaften  die Erfassung und Darstellung aller Dienste einen Suchportal angestrebt. Dadurch hat der Bürger die Möglichkeit sich über die öffentlichen Dienste elektronisch zu informieren und im Falle der informatisierung des Dienstes, diesen auch elektronisch in Anspruch zu nehmen.

Im Bereich des Grundbuches geht es auch im kommenden Jahr vor allem darum, die Informatisierung voranzutreiben, diese landesweit zu einem hohen Prozentsatz durchzuführen und sie an einigen zusätzlichen Grundbuchämtern des Landes im Jahr 2007 abzuschließen. 

Auch im Bereich des Katasters wird der Ausbau des Dienstes am Kunden fortgesetzt. In diesem Sektor erwähnenswert ist die Teilnahme an der Ausarbeitung von digitalen technischen Gemeindekarten. 

Das vielfältige Waldbild, hervorgegangen aus jahrzehntelanger naturnaher und nachhaltiger Bewirtschaftung, prägt in Südtirol entscheidend die Landschaft und macht sie einzigartig. Noch bedeutsamer ist die Rolle des Waldes jedoch für die Sicherung unseres Lebensraumes. Die Katastrophenereignisse der letzten Jahre in den Nachbarregionen haben die Verletzlichkeit und Anfälligkeit unseres alpinen Lebensraumes deutlich aufgezeigt. Die Schutzwirkung durch stabile Wälder und intakte Almenlandschaften kann deshalb nicht hoch genug bewertet werden. Nur durch gezielte Maßnahmen, wie Aufforstungen, Waldpflegearbeiten, ingenieurbiologische Hangsanierungen oder Lawinenschutzmaßnahmen kann diese Schutzwirkung laufend sichergestellt werden. 

Hinzu kommt die große Bedeutung des Waldes als Energielieferant. Die zunehmende Knappheit der Ressourcen und die stetig steigenden Preise von Öl und Gas machen den nachhaltigen Energieträger Holz wieder ökonomisch konkurrenzfähig. 

Der ländliche Raum stellt in Südtirol das Rückgrat für Wirtschaft und Entwicklung dar. Die Erschließung und andere ländliche Infrastrukturen bilden eine wesentliche Grundlage dafür: Diese gilt es weiterhin zu fördern, wobei aber immer danach getrachtet werden muss, die Natur- und Kulturlandschaft so gut wie möglich für unsere Nachkommen zu erhalten.

Der Sonderbetrieb für Bodenschutz, Wildbach- und Lawinenverbauung wird im Arbeitsjahr 2006 wiederum eine Reihe von notwendigen Verbauungsmaßnahmen zum Schutz der Südtiroler Bevölkerung durchführen. 

Besonderes Augenmerk wird auf die ordentlichen Instandhaltungen der bestehenden Schutzbauten und die Pflege der Ufergehölze gelegt.

Es werden auch mehrere Renaturierungsprojekte durchgeführt.

Als wichtigste Arbeitsschwerpunkte für das Jahr 2006 sind die Sicherungsarbeiten an Etsch und Eisack anzusehen. Weitere Arbeitsschwerpunkte sind die Schutzmaßnahmen, die im mehrjährigen Maßnahmenkatalog in verschiedenen Einzugsgebieten vorgesehen sind. In der Lawinenverbauung werden wichtige Projekte in den Gemeinden Schnals, Martell und Ratschings weitergeführt.

Das überarbeitete Raumordnungsgesetz wird die Verfahrensabläufe straffen, effizienter gestalten, insbesondere auch im Bereich der Gewerbegebiete, sei es bei der Erstellung der Durchführungspläne, als auch in der Zuweisung der Flächen. 

Als neuer Orientierungsrahmen für die Raumordnung wird der überarbeitete Landesentwicklungs- und Raumordnungsplan LEROP vorgelegt werden. Dieser gibt die Entwicklungsrichtungen für die nächsten 10 Jahre vor im Sinne eines Leitbildes, deshalb wird eine breit angelegte Information und eine umfassende Diskussion der Genehmigung vorausgehen. 

Damit die hohe Wertigkeit der Natur- und Kulturlandschaft erhalten bleibt, ist es notwendig, die Qualität der Baukultur insgesamt und besonders die Qualität der Eingriffe zu steigern. In diesem Kontext wird vor allem die frühzeitige fachliche Beratung der Bauwerber sowie die Aus- und Weiterbildung von Begutachtungs- und Entscheidungsgremien verstärkt.

Mit dem Start des Ländlichen Entwicklungsplans 2007–2013 wird die ökologische Ausrichtung der europäischen Agrarpolitik umgesetzt. Ziel ist die Förderung naturnaher Landwirtschaft und der Biodiversität. Dazu ist eine enge Zusammenarbeit zwischen den Akteuren der Landwirtschaft und des Natur- und Landschaftsschutzes notwendig.

Zur Erhaltung der Artenvielfalt werden die ausgearbeiteten Managementpläne der Natura-2000-Gebiete genehmigt und mit der Umsetzung der darin vorgesehenen Maßnahmen begonnen.

Die Wasserrahmenrichtlinie der EU legt die Basis zu einer einheitlichen Planung der Wasserressourcen. Dies ist besonders im Alpenraum ein wichtiger Schritt, denn einerseits ist sauberstes Trinkwasser aus dem Wasserhahn eine Tatsache, an die wir gewohnt sind und die wir trotz der starken Nutzung auch erhalten müssen. Gleichzeitig ist Wasser auch die Grundlage für die Beregnung und Bewässerung, für die Schneeerzeugung und für die Erzeugung elektrischer Energie. 

Wasserkraft ist eine erneuerbare Energiequelle, die gerade im Sinne des Kyoto-Protokolls eine starke ökologische Bedeutung hat, einen wichtigen Beitrag zur Sicherheit der Energieversorgung leistet und auch einen wichtigen Wirtschaftszweig darstellt. 

Abwasser klären und wieder als sauberes Wasser den Flüssen zurückgeben schließt den Kreislauf nach der Nutzung, hier haben wir mit 99,6% geklärter Abwasser das Programm abgeschlossen, einige Hauptsammler stehen noch zur Realisierung an, sowie die Erweiterung einiger Kläranlagen, einige ältere müssen den EU-Standards angepasst werden. 

In Zusammenarbeit mit den anderen Ressorts der Landesverwaltung und mit den städtischen Zentren und deren umliegenden Gemeinden werden die entsprechenden Maßnahmen für die Luftqualität geplant und durchgeführt. Die Maßnahmen treffen nicht immer die Zustimmung aller Bevölkerungsschichten, dennoch  müssen die Erhaltung der Luftqualität im Sinne unserer Gesundheit vorrangiges Ziel sein. 

Ein Vierjahresplan erlaubt es, die Umrüstung auf emissionsarme Fahrzeuge stufenweise zu erreichen. Zum ersten Mal wird ein Verbot von Euro 0 und Euro 1 Lastwagen über 7,5 Tonnen auf der Brennerautobahn gemeinsam mit der Provinz Trient und dem Land Tirol in Kraft gesetzt. 

Das Problem Feinstaub wird dabei im speziellen durch den finanziell unterstützen Einbau von Partikelfiltern bei Dieselfahrzeugen, die Umrüstung auf Gas und die Verschrottung von Kleinmotorrädern unterstützt, sowie die Umrüstung der öffentlichen Verkehrsbusse auf schadstoffarme Techniken, wie Erdgas. Die Baumaschinen werden ebenfalls einer diesbezüglichen Regelung unterworfen.

Der Bau der neuen thermischen Restmüllverwertungsanlage geht in die konkrete Realisierungsphase. Es ist die einzige Anlage dieser Art, die das ganze Land versorgt. Sie wird die strengen Kriterien zur Rauch​gasreinigung nach dem Stand der Technik einhalten, wie wir es auch bisher gewohnt sind. Gleichzeitig wird die Optimierung in der Erzeugung von Energie, sowohl Strom wie Wärme, und deren Nutzungen realisiert. 

Die Realisierung dieser Anlage entspricht unserem Grundprinzip der Abfallbewirtschaftung: Vermeiden, wiederverwerten soweit möglich und die unvermeidlichen Reste einer Entsorgung zuführen, wobei auch hier noch der größtmögliche Nutzen, in diesem Fall energetisch, angestrebt wird, so dass man von einer thermischen Verwertung und nicht mehr von einer Entsorgung sprechen muss.

Elektromagnetische Felder werden vielfach als besonders belastend angesehen. Mit der Überarbeitung des Fachplanes der Kommunika​tionsinfrastrukturen (KIS) wird erwartet, auch hier die Rationalisierung des Systems von Übertragungs- und Antenneninfrastrukturen systematisch weiterzuführen. Die Landesregierung gibt hier auch Aufträge für die Errichtung gemeinsamer Antenneninfrastrukturen an die RAS. 

Damit wird Ordnung in die verwirrende Situation zwischen Umsetzern für Mobiltelefonie, Radio- und Fernsehsendern gebracht zum Schutz unserer Gesundheit und unter Berücksichtigung der Standortfragen in Bezug auf Versorgung, Landschaftsschutz und Strahlungsminimierung. Insgesamt bleiben damit weniger Strukturen erhalten, dennoch ist die flächenmäßige Abdeckung garantiert.

Während in den in den meisten europäischen Nachbarländern der  Grenzwert mit 41 Volt/m gilt, besteht in Italien mit dem geltenden Grenzwert von 6 Volt/m bereits eine größere Sicherheit für die Betroffenen, dabei wird in Südtirol dieser Grenzwert maximal zu ca. 50 % ausgeschöpft. Der Grenzwert gilt für das nächstgelegene direkt angestrahlte Haus an der Außenwand bei simulierter Volllast gemessen.

Südtirol wird seine Abhängigkeit von fossilen Brennstoffen weiterhin reduzieren, indem vor allem auf die Energieeinsparung sowie auf den Sektor der erneuerbaren Energien gesetzt wird.
 

Die Förderung betrifft einerseits die Fernheizwerke, andererseits die Energiesparmaßnahmen an Gebäuden. Da bei den Fernheizwerken erneuerbare lokale Energieträger verwendet werden, verringert sich die Abhängigkeit von auswärtigen Energiezulieferern und die Wertschöpfung bleibt im Land (z.B. durch Nutzung der heimischen Holzreserven). Außerdem haben zentrale Anlagen wesentlich geringere Emissionen, auch an Feinstaub, als kleine Hausanlagen, und sorgen somit für bessere Luft in den Wintermonaten.

Während in den letzten Jahren vor allem große Fernheizwerke errichtet wurden, geht die Tendenz jetzt zu kleineren Anlagen für die Nahversorgung von Gemeinden.

Im Bereich Energieeinsparung bei Gebäuden wird vor allem die Außenwand- und Dachdämmung gefördert (Stichwort KlimaHaus), sowie die Nutzung von erneuerbaren Energien (Hackschnitzel- und Pelletsheizanlagen, Sonnenkollektoren, Wärmepumpen, usw.).

Im Bereich Stromversorgung der Berggebiete werden Beiträge in erster Linie für die Modernisierung und Potenzierung der ländlichen Versorgungsleitungen im Bereich Mittelspannung vergeben. Damit erhöht sich die Versorgungssicherheit der ländlichen Bevölkerung, außerdem ergibt sich eine Verbesserung des Landschaftsbildes, die die neuen Leitungen in der Regel als Erdkabel unterirdisch verlegt werden. 

Die Stromverteilung in Südtirol ist noch sehr unterschiedlich und inhomogen geordnet, Diese Situation wird im kommenden Jahr durch die Genehmigung des Verteilerplanes geregelt. Im Zuge der Stromliberalisierung ist eine Zusammenführung der Verteilerbetriebe notwendig um die Versorgung zu gewährleisten. Die Übernahme des Enel-Verteilernetzes gemäß den Durchführungsbestimmungen 235/77 wird in die Wege geleitet.

Auf Grund des Landesgesetzes 1/2005 werden die Ausschreibungen der großen Wasserableitungen durchgeführt, wobei eine koordinierte Vorgangsweise der heimischen Betriebe angestrebt wird. Einige große Wasserkraftwerke werden zur Sicherung des heimischen Energiebedarfs benötigt. Die großen Wasserkraftwerke sind aus energiewirtschaftlicher, wirtschaftspolitischer, umweltpolitischer und autonomiepolitischer Sicht von größter Bedeutung und Wichtigkeit.

Das Thema Klimahaus hat in Südtirol wie auch in vielen anderen Provinzen Italiens und im Ausland großes Echo erfahren. 

Die starke Nachfrage um Betreuung und konzeptionelle Hilfestellung vor allem außerhalb Südtirols überschreitet die Möglichkeiten der institutionellen Aufgaben des Amtes, diese Tätigkeit wurde ausgelagert und die Klimahausagentur gegründet, welche auf privatwirtschaftlicher Basis dieses Thema nun organisiert und weiterführt. Mit 1.Dezember 2006 hat die Klimahausagentur ihre offizielle Aktivität aufgenommen.

Der Sonderbetrieb für die Feuerwehr und Zivilschutzdienste wird für die Alarmierung der Freiwilligen Feuerwehren über Personenrufempfänger (Pager) an Stelle des derzeitigen analogen Systems ein digitales Alarmierungssystem errichten. Wesentliche Vorteile des neuen digitalen Systems sind die Trennung von Sprechfunk (Kommunikation) und die Alarmierung.

Das Amt für Brandverhütung ist bestrebt die geleisteten Dienste sowohl in Bezug auf die Information als auch in Bezug auf die Überwachung zu verbessern.

Der Feuerwehrdienst mit der Berufsfeuerwehr wird im Jahre 2007 mehrere Wettbewerbe und Aufstiegslehrgänge organisieren: so für Hauptbrandmeister, Brandmeister und einen Grundlehrgang für Berufsfeuerwehrleute.

Im Bereich freiwilliger Zivildienst werden erstmals 11 freiwillige Zivildiener bei der Berufsfeuerwehr beschäftigt. Im Laufe des Jahres wird ein neues Projekt in Rom für 14 weitere freiwillige Zivildienstleistende für das Jahr 2008 eingereicht.

Bei der Flughafenwache wird die Wache (1. Baulos) bezogen und das 2. Baulos errichtet.

Durch die erwarteten neuen Richtlinien für die Erstellung der Gefahrenzonenpläne für die Gemeinden können alle vorhersehbaren hydrogeologischen Gefahren (Erdrutsche, Steinschläge, Murabgänge, Überschwemmungen, Lawinen, usw.) erfasst und verschiedene Gefahrenzonen (rot, blau und gelb) mit urbanistischen Auflagen ausgewiesen werden. Anhand der Gefahrenzonenpläne können dann auch gezielte Vorbeugemaßnahmen getroffen und die verbleibenden Restrisiken für Menschen und Sachgüter ermittelt werden. Der Landesregierung wird ein Gesetzesvorschlag zur Regelung des Bergrettungsdienstes unterbreitet. Damit sollen die Zuständigkeiten und die Finanzierung der Bergrettungsdienste einheitlich geregelt werden. Das Amt für Zivilschutz wird Richtlinien zur Ausarbeitung der Gemeindezivilschutzpläne ausarbeiten.

Das Hydrographische Amt wird die notwendigen Wartungsarbeiten bzw. die Wartungsverträge und Betriebskosten der meteorologischen, nivologischen und hydrologischen Messstationen durchführen oder veranlassen. Das Hochwassermodell wird angepasst und betreut. Eine Ausschreibung für die Erneuerung des automatischen Meteostationennetzes (mit Mitteln des „fondo regionale di protezione civile“) wird durchgeführt. Das Programm Wetterradar wird gemeinsam mit Trient weitergeführt.

Das Assessorat für Mobilität hat sich, angesichts der wachsenden Umweltverschmutzung, der Einschränkungen des Privatverkehrs und einer immer strengeren Regelung für den Zugang zu den wichtigsten Zentren Südtirols auch für das Jahr 2007 hochgesteckte Ziele gesetzt.

Aus diesen Gründen sowie aus dem klaren politischen Willen, das System des öffentlichen Personennahverkehrs in Südtirol zu verdichten, sollen die vorgesehenen Mittel wie folgt eingesetzt werden:

· Verwirklichung des Projektes „Südtirol-Takt“, d.h. Stundentakt auf allen Zugstrecken und Buslinien von Landesinteresse, zu den Stosszeiten halbstündlich verstärkt;

· in Zusammenhang mit diesem Projekt werden die Zugverbindungen auf der Brennerstrecke und im Pustertal mit mehr direkten Verbindungen in Richtung Bozen und auf der Linie Meran Bozen mit Einführung des Halbstundentaktes und Direktzügen ab Mals verstärkt;

· wichtige Investitionen für die Verwirklichung von neuen Knotenpunkten und für die Verbesserung der Infrastrukturen auf der Linie Pustertal;

· Sanierung und Umgestaltung der auf das Land übergegangenen Bahnhöfe und der dazugehörenden Areale zur Verbesserung des Zugangs, der intermodalen Verbindung mit den Linienbussen und zur Rationalisierung der Beförderungsdienste.

Derzeit werden die Studien zur Überarbeitung des integrierten Transportverbundsystems für die wichtigsten Einzugsgebiete fertig gestellt:– Oberes und Unteres Eisacktal – Salten Schlern - Burggrafenamt – Unterland und Überetsch. Erklärtes Ziel ist die Definition von Hauptverkehrsknotenpunkten (Zug und Bus) um die Anbindungen zwischen den Verkehrsmitteln zu gewährleisten. 

Überall sind qualitative und quantitative Verbesserungen des Angebots des öffentlichen Personennahverkehrs geplant, welche durch den stufenweisen Austausch der alten Autobusse Euro 0 und Euro 1 mit modernen und ökologischen, mit Russpartikelfilter ausgestatteten Euro 3 und Euro 4 Bussen sowie dem Abschluss der Ausstattung mit Methangasbussen im Stadtbereich erreicht werden soll.

Besonderes Augenmerk wird auf die urbanistisch-modale Aufwertung der Bahnhofsareale, die in die Zuständigkeit des Landes fallen, gelegt; diese werden Gegenstand eines mehrjährigen Arbeitsplanes sein. 

Für die gesunde Entwicklung unserer Wirtschaft sind angemessene und sichere Verkehrswege unverzichtbar, gleichzeitig stellt die Verkehrsbelastung aber auch ein grundlegendes Problem für Mensch und Natur in unserem Land dar. 

Aus diesem Grund soll laut Koalitionsprogramm mit Hilfe von Umfahrungen der Verkehr aus den Wohngebieten ausgelagert sowie Gefahren- und Lärmquellen ebenso wie Verkehrsbehinderungen beseitigt werden.

Ein großer Teil der gesteckten Ziele sind letzthin in Angriff genommen worden, zahlreiche Bauvorhaben befinden sich in Ausführung oder stehen vor dem Abschluss. Da es sich dabei teilweise um mehrjährige Vorhaben mit erheblichen Kosten handelt, sind die zur Verfügung gestellten Mittel zum Großteil für die Fortführung und den Abschluss der laufenden bzw. beginnenden Bauvorhaben bestimmt.

Auch im Jahr 2007 wird ein besonderes Augenmerk auf die Beseitigung von Gefahrenstellen gelegt, wo durch die Sicherungsarbeiten bei Atzwang, die Arbeiten am Tunnel "Kampenn" im Rahmen des 2. Bauloses der Eggentalerstraße, bei Punt de Fèr sowie den Bau der Lawinenschutzgalerie in Sulden ein wesentlicher Beitrag geleistet wird. Weitere dringende Sicherungsarbeiten sind im Jahr 2007 u. a. auf der Staatsstraße 12 bei Kollmann, am Penser Joch, im Schnalstal und in Meransen vorgesehen. Die Planung des 1. Bauloses der Sicherungsarbeiten auf der Völser Straße wird fortgesetzt. Die Ausschreibung des 1. Bauloses der Sarntaler Straße steht unmittelbar bevor.

Nachdem bereits im Jahr 2006 verschiedene Brücken im ganzen Land Belastungsproben unterzogen worden sind, sollen diese Belastungsproben weitergeführt werden und weitere, der als sanierungsbedürftig eingestuften Brücken auf Staats- und Landesstraßen einer Sanierung unterzogen und – wo erforderlich – die Befahrbarkeitsgrenzen erhöht werden.

Die Planungsarbeiten zum Ausbau der Pustertaler Straße zwischen Mühlbach und Bruneck sollen zum Abschluss gebracht und die Planung des Küchelbergtunnels fortgesetzt werden.

Bei der Durchführung der Hochbauvorhaben wird man sich vor allem auf die Realisierung der Oberschulen und Universitäten, der Berufs- und Fachschulen, der Bauten für Verwaltung und Bildung sowie der Museen und kulturellen Einrichtungen konzentrieren. 

Im Bereich der Sanitätsbauten liegt der Schwerpunkt weiterhin im Krankenhausbau, insbesondere auf den Ausbau des Krankenhauses von Bozen. Dabei ist es notwendig, dass auch im Krankenhausbau eingespart wird. Alle Bauprogramme werden einer strengen Prüfung unterzogen, inwieweit die einzelnen Maßnahmen erforderlich sind. Durch konsequente Wartungsprogramme und einem effizienten Wartungssystem kann das Amt für Bauerhaltung die Instandhaltungskosten im Hochbau reduzieren.

Seit Jahren werden alle Landesbauten so energiesparend gebaut, dass sie zumindest dem Standard des Klimahauses B entsprechen. Der höchste Grad an Energieeinsparung wurde beim neuen Landhaus in der Rittnerstraße in Bozen realisiert. Hier wurde das erste öffentliche Gebäude als Klimahaus A gebaut.

In den verschiedenen Bereichen ist man weiterhin dabei, die Baurichtlinien zu überarbeiten und den neuen Gegebenheiten anzupassen. Dies gilt für den Schulbau, wo die Richtlinien den neuen pädagogischen und schulorganisatorischen Erfordernissen angepasst und zugleich zum Zweck der Kostenreduzierung überarbeitet werden. Analoges gilt auch für die Richtlinien zum Bau von Musikschulen und die Errichtung von Alters- und Pflegeheimen. Zudem ist man dabei, folgende Richtlinien auszuarbeiten bzw. zu überarbeiten:

· Richtlinien zur periodischen Überprüfung komplexer Tragstrukuren,

· Richtlinien für den Abbau von Behindertenbarrieren,

· Neue Erdbebennormen.

Das Landesgesetz Nr. 9 vom 2. Oktober  2006 zur Änderungen der Ordnung des Landesgesundheitsdienstes ist vom Landtag genehmigt worden. Der Landesgesundheitsbetrieb wird am 1. Jänner 2007 seine Tätigkeit aufnehmen und Südtirol wird über ein neues Modell mit 4 Gesundheitsbezirke und einer zentralen strategischen Führung verfügen. Mit der Errichtung des landesweiten Gesundheitsbetriebes werden die Weichen gestellt, damit die ins Auge gefassten Rationalisierungsmaßnahmen und die klinische Reform zügig umgesetzt werden können. Die ersten Aufgaben des Betriebes werden die Erstellung der neuen Betriebsordnung und die Vereinheitlichung der Buchhaltung, Personalverwaltung und Ankäufe sein. Die Errichtung von Kompetenzzentren, die Einführung von landesweiten Betreuungsstandards, die Beteiligung an nationalen und internationalen Forschungsprojekten, sowie eine verstärkte Zusammenarbeit mit nationalen und internationalen anerkannten Excellenzzentren wird uns ermöglichen, den hohen qualitativen Standard des Südtiroler Gesundheitswesens zu erhalten bzw. zu steigern. 

Weiterer Schwerpunkt liegt im Ausbau der landesweiten einheitlichen EDV - Systeme wie z.B. die digitalisierte Radiodiagnostik, das einheitliche Krankenhausinformationssystem, das einheitliche Vormerkssystem,  welches zu einer erheblichen Effizienz- und Qualitätssteigerung sowie zu einer organischen Vernetzung der Krankenhäuser führen wird. 

Diese Neuorganisation des Gesundheitswesens bringt auch eine grundlegende Überarbeitung des dreijährigen Landesgesundheitsplanes mit sich.

Die konkrete Verwirklichung des soziosanitären Sprengels, die Verbesserung der Zusammenarbeit und Vernetzung zwischen Krankenhaus und Territorium sowie die Synergien zwischen den Ärzten für Allgemeinmedizin und Krankenhausfachärzten werden vorangetrieben. Es werden allgemeine Konzepte für die Reorganisation der Sprengel und territorialen Dienste unter einem sozio-sanitären Blickwinkel erarbeitet und Arbeitsprozesse durch Case-Management-Methoden optimiert. 

Im Bereich der Ausbildung des Gesundheitspersonals sind die normativen Weichen für die Reform der Facharztausbildung gesetzt und werden im Jahr 2007 konkret umgesetzt. Schwerpunkte in der Weiterbildung sind Themen wie Management, Palliativmedizin, kurative Medizin, Komplementär- und Umweltmedizin sowie Gendermedizin. Der ethischen Dimension wird weiterhin der notwendige Raum zuerkannt. Ein besonderes Augenmerk wird auf die neuen Lernmethoden wie das e.learning gelegt. Es wird vermehrt in die medizinische Forschung und in die Qualitätsentwicklung investiert. 

Demnächst müssen verschiedene Kollektivverträge ausgehandelt werden: der Bereichsvertrag des ärztlichen und tierärztlichen Personals für den Zeitraum 2005 – 2008, der Bereichsvertrag für das nicht ärztliche Personal des Landesgesundheitsdienstes, sowie der Bereichsvertrag der sanitären, technischen und Verwaltungsführungskräfte. Die neuen Verträge der Allgemeinmediziner, frei wählbaren Kinderärzte und der Ambulatoriumsfachärzte sollen unterzeichnet und umgesetzt werden. 

Der Landessozialplan 2007-2009, mit den Prioritäten und der Planung für die kommende Dreijahresperiode, soll verabschiedet werden. Gleichzeitig wird man mit der Fachplanung in den verschiedenen Bereichen beginnen und weitermachen. Fachpläne in den Bereichen Jugendhilfe, Senioren und Menschen mit Behinderung sind in Ausarbeitung. Ziel ist nach wie vor, Ausgrenzung zu vermeiden. Im Rahmen der Maßnahmen gegen die Armut ist bei den Menschen mit Behinderung und den sozial Schwachen bzw. Benachteiligten die Verstärkung der Arbeiteingliederung oberste Priorität.
Der Gesetzentwurf über die Pflegeversicherung soll dem Landtag vorgelegt werden. Dadurch sollen die Pflegeleistungen der Familien und Dienste auch für die Zukunft gesichert werden. Die Einkommens- und Vermögensgrenzen beim Zugang zu den Sozialleistungen sollen vereinheitlicht, vereinfacht und somit bürgernäher gemacht werden.

Der begonnene Ausbau der Kleinkinderbetreuung durch die Schaffung von Kinderhorten, aber vor allem Kleinkinderbetreuungsstätten und Tagesmütterdiensten soll den Eltern in den größeren Gemeinden die Möglichkeit gewähren, die Vereinbarkeit von Familien und Beruf ermöglichen. Zudem soll die Harmonisierung der Tarife in den drei Kleinkinderdiensten angeteilt werden, damit der Zugang zu den Diensten vereinheitlich wird. Durch die Einführung des Familiengeldes und die schnelle und unbürokratische Umsetzung des Gesetzes können inzwischen 26.000 Familien in den Genuss der Leistungen kommen.

Die Zunahme der Pflegebedürftigen in den nächsten Jahren wird auch die Schaffung weiterer Alten- und Pflegeheimplätze erforderlich machen.

Förderung der Selbsthilfe, des Volontariates und des Non-Profit-Bereiches. Im Sinne der Hilfe zur Selbsthilfe und der Übernahme von Verantwortung durch Betroffene und engagierten Bürgerinnen und Bürgern, werden Beiträge für Selbsthilfeinitiativen und ehrenamtlich Tätige ausgeschüttet. Die Umsetzung des Landesgesetzes über den freiwilligen Sozialdienst ist von besonderer Bedeutung für die Sozialdienste.

In der Wohnbauförderung  wird die Finanzierung von ca. 2.200 Gesuchen für den Kauf bzw. Neubau von Wohnungen sowie von ca. 320 Gesuchen um Sanierung vorgesehen. 

Für die Baulandbeschaffung für den geförderten Wohnbau und für die Finanzierung der primären Erschließungsanlagen ist eine Ausgabe von ca. 30 Millionen Euro vorgesehen. 

Was das Wohnbauinstitut angeht ist eine Fortsetzung der Durchführung des von der Landesregierung genehmigten Bauprogrammes 2006-2010 vorgesehen. Für das nächste Jahr steht der Bau von ca. 220 Neubauwohnungen sowie die Sanierung von 310 Altwohnungen auf dem Programm. 

Für das Wohngeld ist die Finanzierung von ca. 8.300 Gesuchen vorgesehen mit einen Ausgabenbedarf von ca. 28 Millionen Euro vorgesehen

Zur Familienbildung sind 3 große Projekte unterwegs: das Elterntelefon ist jetzt offen, Fachkräfte können per Telefon in Erziehungs- und Beziehungsfragen konsultiert werden. Mütter und Väter haben damit einen direkten Zugang bei Fragen, die das Aufwachsen von Kindern und Jugendlichen betreffen. 
Eine weitere Initiative der Familienbildung ist das Projekt „Bookstart“. Darunter ist eine innovative Sprachförderung mit Lesestoff im ersten Kindesalter zu verstehen, die auf das große Lernpotential von Babies und Kleinkindern eingeht. 

Das Projekt „Familien früh stärken“ in Zusammenarbeit mit der Fakultät für Bildungs-wissenschaften der Freien Universität Bozen wird die erste Phase zur Unterstützung von Elternkompetenzen abschließen und entsprechende Weiterbildungsprogramme erarbeiten.

Im Bereich der Jugendarbeit ist der Auf- und Ausbau der Netzwerke vorrangig. Der/die Kinder- und Jugendbeauftragte/r soll Anfang 2007 den Dienst aufnehmen. Das Projekt „Streetwork“ wird im neuen Jahr voll zum Tragen kommen. Damit wollen die interessierten Institutionen Fachkräfte bereit stellen, die Jugendliche dabei unterstützen sollen, in der Gemeinschaft ihren Platz zu finden.

Das Ziel, die kulturelle Identität unserer Bevölkerung zu stärken, wird vorrangig mit der Unterstützung von kulturellen Vereinen und Organisationen angepeilt. Parallel dazu sollen Initiativen, wie der Tag des offenen Denkmals oder die „Lange Nacht der Museen“ unserer Bevölkerung einen direkten Einblick in das kulturelle Angebot dieser Bereiche vermitteln.

Das Bibliotheknetz Südtirols wird mit dem Lesefrühling 2007 ein umfangreiches Programm starten, das das Interesse am Lesen fördern soll.

2007 wird im Kulturbereich von den Vorarbeiten für 3 große Vorhaben gekennzeichnet sein: Südtirol hat gemeinsam mit dem Trentino von der Fondation Manifesta den Zuschalg fürs Ausrichten der Biennale für zeitgenössische Kunst Manifesta 7 erhalten. Die Austragungsorte sind festzulegen, die Fachkräfte zu beauftragen und die Programme für 2008 zu entwickeln.

Weitere Vorarbeiten betreffen das Gedenkjahr 1809 – 2009. Eine Reihe von Vorhaben sind bereits in Arbeit, so beispielsweise die Erweiterung des Museum Passeier. Im Jahr 2009 trifft es Südtirol, in Absprache mit Tirol und dem Trentino die nächste Landesausstellung auszurichten.

Im Bereich der Förderung moderner und zeitgenössischer Kunst wird am 1.1.2007 die neu gegründete Stiftung des Museum für moderne und zeitgenössische Kunst „Museion“ ihre Tätigkeit in vollem Umfang aufnehmen. Sie hat die Vorarbeiten für die Eröffnung des Neubaues im Jahr darauf zu leisten und das Museion international bekannt zu machen.

Das Land fördert mit dem Neubau des Museion und mit der Ausrichtung von Manifesta den Zugang zur zeitgenössischen Kunstszene und erhofft sich davon eine stärkere Beteiligung der Künstlerschaft am internationalen Kunstgeschehen und ein wachsendes Interesse dafür in der Bevölkerung.

Das Projekt Südtiroler Jugendorchester wird im Frühjahr erstmals der Öffentlichkeit vorgestellt, es bietet jungen Talenten eine Bühne und den verschiedenen Bildungseinrichtungen des musikalischen Bereichs eine interessante Kooperationsmöglichkeit.

Das Trevi-Zentrum und das Cristallo-Theater bedürfen einer besonderen Aufmerksamkeit, um das Vertrauen Tausender von Bürgern aufrechtzuerhalten: Diese Bürger haben mit Begeisterung das kulturelle Angebot aufgenommen. 

Das Angebot bezweckt die Bereitstellung von neuen Mitteln, welche die Kenntnis der hiesigen Geschichte seitens der Bürger italienischer Sprache fördert. 

Im Bereich der sprachlichen Förderung werden jene Projekte weitergeführt, die das Erlernen der zweiten Sprache bezwecken, u.zw. in enger Zusammenarbeit mit den Vertretern der zahlreichen Vereine. 

Was den Bereich ladinische Kultur betrifft, soll während des Jahres 2007 die freiwillige Tätigkeit der ladinischen Vereine und Kulturschaffende verstärkt unterstützt werden. Gleichzeitig sollen die Bemühungen um Spracherhaltung und Sprachausbau des Ladinischen, besonders seitens des ladinischen Kulturinstituts, welches im Jahre 2007 30 Jahre Tätigkeit vorweisen kann, intensiviert werden. Die Bereitstellung eines neuen funktionellen Sitzes des Instituts in St.Martin in Thurn soll die Bedeutung dieser Kulturinstitution entsprechend hervorheben.

Auch das neue Haus der Jugend und des Kulturkreises in St.Ulrich gehört zu den Infrastrukturen für die ladinische Sprachgruppe, die nebst dem Schülerheim im Hauptort des Grödner Tals fertig gestellt werden sollen.

Das gesamte Bildungssystem Südtirols, besonders aber die Berufsbildung, steht vor einer neuen Herausforderung, wenn das Reformvorhaben der Regierung in Rom umgesetzt werden soll. Demzufolge wird die allgemeine Schulpflicht um zwei Jahre verlängert, d. h. alle Jugendlichen müssen nach der Mittelschule noch ein Biennium besuchen.   Die Lehre kann  ab kommendem Jahr erst mit vollendetem 16. Lebensjahr begonnen werden. Dies bringt für die Berufsschule, v.a. für die deutschsprachige, eine Umschichtung von mehreren Hundert Schüler/innen, die noch nicht 16 sind,  von der Lehrlingsausbildung hin zu einer Vollzeitausbildung mit sich, mit allen Folgen, die dies in schulorganisatorischer Hinsicht, in pädagogisch – didaktischer Hinsicht, für die Verlagerung bzw. zusätzlichem Bedarf an Ressourcen mit sich bringt.

Wir wollen und müssen auf jeden Fall verhindern, dass die zwei Jahre zusätzlicher Schulpflicht für manche Schüler zu einem wenig fruchtbringenden „Absitzen“ einer vorgeschriebenen Zeit werden, in der sie mit Inhalten und Lernformen konfrontiert werden, die sie nicht interessieren.

Die Berufsbildung hält an ihrem System der berufsorientierenden Grundstufen und an den Berufsfachschulen fest. Sie wird das bestehende Angebot noch erweitern, und  beispielsweise, was die deutsche Berufsbildung betrifft, den Bereich des Nahrungsmittelgewerbes stärker  berücksichtigen. 

Um den unterschiedlichen Ansprüchen und Bedürfnissen der Jugendlichen gerecht zu werden, wird die Berufsbildung neue Wege gehen, um sowohl Jugendliche mit Lernschwierigkeiten zu fördern als auch Begabungen zu fördern. 

Auch der wachsenden Zahl der Schüler/innen mit Migrationshintergrund müssen wir gerecht werden. 

In diesem Zusammenhang werden Modellversuche mit neuen Unterrichtsformen, sprachlich-kulturelle Grund und Förderkurse, Nachholkurse in den unterschiedlichen Fächern, Dienste zur kulturellen und sprachlichen Mediation organisiert.

Neben diesen Herausforderungen  in der Grundausbildung arbeiten wir in der Berufsbildung weiter an unserem Projekt der Öffnung der Berufsschule nach oben. Sowohl die deutsche und ladinischische Berufsbildung als auch neuerdings die italienische Berufsbildung führen die dreijährigen Berufsfachschulen weiter und ergänzen sie mit vierten Jahren. Was uns noch fehlt, ist ein fünftes Jahr, das auf die staatliche Abschlussprüfung vorbereitet, mit der man dann Zugang zum Studium an Universitäten und Fachhochschulen hat. Wir wollen dies gesetzlich regeln und hoffen, dass wir die Zustimmung Roms erhalten.

In die Lehrlingsausbildung kommt Bewegung nicht nur wegen der von Rom verfügten Erhöhung des Eintrittsalters, sondern auch weil das neue Lehrlingsgesetz nun allmählich greift. Eine neue Lehrberufsliste wird mit Beschluss der Landesregierung fest gelegt, neue Lehrberufe für Jugendliche mit Matura oder Fachschulabschluss werden eingeführt. An den Bildungsordnungen für die einzelnen Lehrberufe wird gemeinsam mit den Sozialpartnern gearbeitet. Es gibt neue Initiativen zur Ausbildung der Ausbilder in den Betrieben. 

In der beruflichen Weiterbildung übernimmt die Berufsbildung verstärkt Koordinierungsfunktionen zwischen den verschiedenen Bezugsgruppen: Landesberufsschulen, Berufsverbände, paritätische Komitees und andere Weiterbildungsträger. Ziel ist die Bereitstellung möglichst abgestimmter, bedarfsgerechter Angebote für die berufliche Weiterbildung und auch die Errichtung modular gestalteter zertifizierter Ausbildungsgänge, die vom Arbeitsmarkt anerkannt und positiv angenommen werden.

Die berufliche Weiterbildung spielt eine große Rolle für die Erhaltung und Förderung der Beschäftigungsfähigkeit der Berufstätigen. 

Im Jahre 2007 liegt der Schwerpunkt der Tätigkeiten der Schulämter weiterhin bei der Erprobung und Umsetzung der Reform in der Unterstufe. Dabei wird die Schule mit deutscher Unterrichtssprache an den Prinzipien der Reform festhalten, auch wenn auf Staatsebene einiges wieder zurückgenommen wurde. Es handelt sich dabei um Bereiche wie Lernberatung, Portfolio und Kern-, Wahl- und Wahlpflichtfächer, die sich in vielen europäischen Ländern schon seit Jahren bewährt haben. Diese Erprobung wird umfassend begleitet und evaluiert und bildet die Basis für das Landesgesetz zum Bildungssystem des Landes, das im nächsten Jahr verabschiedet werden soll. Zur Reform zählt auch die flächendeckende Erprobung von Englisch in allen vierten Klassen der Grundschulen mit der Fortsetzung in den fünften Klassen ab dem Schuljahr 2008/09. Für die definiti-ve Umsetzung der Schulreform werden auch die Landesrichtlinien für die personenbezogenen Lernpläne und die Kriterien für die Bewertung ausgearbeitet.

Die Reform der Oberstufe und der Berufsbildung wurde auf Staatsebene vorläufig auf Eis gelegt. Es könnte aber schon mit dem staatlichen Finanzgesetz 2007 die Schulpflicht auf 10 Jahre erhöht und ein Einheitsbiennium in den Oberschulen und Berufsschulen eingeführt werden. Dies wird auch in Südtirol übernommen und könnte den Beginn einer umfassenden Reform der Oberstufe darstellen. Inzwischen wird auch die Studie über die Bildungslandschaft Südtirol abgeschlossen, wobei vor allem auf die neue Rolle der Konservatorien, die in Musikhochschulen umgewandelt werden, eingegangen und überlegt werden muss, wo zusätzliche Oberschulen mit musikalischem Schwerpunkt errichtet werden sollen.

Ein weiterer Schwerpunkt wird die Diskussion um den neuen Schulkalender darstellen und die Einführung der Fünftagewoche. Zudem wird der Schulverteilungsplan aufgrund der neuen Kriterien umgesetzt und die Sprachenzentren für die Kinder mit Migrationshintergrund werden eingerichtet.

Im dienstrechtlichen Bereich gibt es zwei große Schwerpunkte: Der außerordentliche Direktoren-wettbewerb und die Erneuerung der Landeskollektivverträge für Inspektoren, Schulführungskräfte und Lehrpersonen. Für letztere soll ein einheitlicher Vertrag für alle Lehrpersonen aller Schulen des Landes ausgearbeitet werden.

„Qualität muss gewahrt bleiben“ ist die Kernaussage für den Bereich Bildungsförderung. Ziel wird es bleiben, möglichst konkret und effizient im Bereich der Ausbildung Chancengleichheit für alle herzustellen. Die Förderungsmaßnahmen lassen sich nicht nur als erweiterte Familienförderung verstehen, sondern erhöhen als „Investitionen in Köpfe“ die ökonomische Konkurrenzfähigkeit des Landes. Demzufolge müssen in den nächsten Jahren die bereits umgesetzten Maßnahmen im Bereich der Schulausspeisung, des Transportes, der pädagogischen Betreuung und Begleitung außerhalb der Schulzeit und des Stipendiumswesens im Schul- und Hochschulbereich mit der bisherigen bzw. steigenden Qualität weiterhin angeboten werden.

Im Bereich der Hochschulausbildung wird mit der Umsetzung des Hochschulfördergesetzes weiter gegangen. Um den Standort der Freien Universität Bozen zu stärken, wird das entsprechende Dienstleistungsangebot für Studierende an der Universität Bozen erweitert. Eine zentrale Rolle im Rahmen der Hochschulförderung bildet nach wie vor der Umstand, dass ein Großteil der Südtiroler Studentinnen und Studenten die universitäre Ausbildung außerhalb des Landes absolviert. Dementsprechend wird auch im Jahr 2007 die finanzielle Unterstützung bedürftiger Studierender ein Kernpunkt der Bildungsförderung sein. Außerdem sollen die traditionellen Studienbeihilfen durch Einkommens unabhängige Leistungsstipendien ergänzt werden, denn neben der notwendigen Berücksichtigung der wirtschaftlichen Bedürftigkeit soll, auch die Leistung der Studierenden entsprechend honoriert werden.

Es besteht das Ziel, den gesamten Bereich Forschung und Innovation in Südtirol stärker zu fördern. Wesentlich ist in diesem Zusammenhang, dass Forschung der Motor für Innovation und Entwicklung ist und dazu beitragen soll, den Wirtschaftsstandort Südtirol im internationalen Wettbewerb zu stärken. Die Forschung in Südtirol soll in erster Linie über die Freie Universität Bozen und natürlich auch über die Europäische Akademie voran getragen werden. 
Damit Sport in all seinen Ausprägungen gefördert und unterstützt werden kann, stellt die Landesregierung auch 2007 Geldmittel in der Höhe von 16,25 Millionen Euro zur Verfügung, wobei besonders die vielen ehrenamtlichen Vereine und die Gemeinden Berücksichtigung finden und sportliche Betätigung überall im Lande ermöglicht wird, weil Sport auch Gesundheitsvorsorge darstellt. Mit diesen Geldern sollten die verschiedenen Sportarten, Kurse, Veranstaltungen und Geräte finanziert werden, aber auch zum Bau von neuen Anlagen verwendet werden.

Auch 2007 wird ein Sportstättenprogramm in Zusammenhang mit dem NOKI (CONI) erstellt, sodass auch auf dieser Schiene Sportstätten in Südtirol finanziert werden können.

Die Gemeinden sind wichtige Partner der Landesregierung, deshalb wird großer Wert auf eine gute und enge Zusammenarbeit gelegt. Damit die Gemeinden ihre Befugnisse ausüben und ihre Ziele umsetzen können, wird die Landesregierung auch für 2007 die notwendigen Gelder zur Verfügung stellen, und zwar nach dem Schlüssel 13,5 der Kompetenzeinnahmen des Titel I des Landeshaushaltes. Damit können einerseits laufende Ausgaben abdeckt werden, andererseits aber wichtige Infrastrukturen wie Wasserleitungen, Kanalisierungen, Alten– und Pflegeheime, Altenwohnungen, Schulbauten, Straßen und Friedhöfe finanziert werden. Das übergemeindliche Radwegenetz soll weiter vorangetrieben werden. Die Landesregierung wird verstärkt jene Beratung und Aufsicht anbieten, damit eine einheitliche Ausrichtung der Gemeinden garantiert bleibt.

Südtirol ist erst letzthin wieder unter den wohlhabensten Regionen der Europäischen Union eingestuft worden. Somit sollten wir uns auch nicht der moralischen Verpflichtung entziehen, andere Regionen, Völkergemeinschaften und Minderheiten zu unterstützen, welche sich bei weitem nicht in einer so glücklichen Lage befinden, zumal auch wir vor nicht allzu langer Zeit Empfänger von Hilfe von außen waren. Bedauerlicherweise gibt es in dieser für uns teils opulenten Welt noch sehr viel Armut und Hunger. Laut den kürzlich von der FAO veröffentlichten Daten leiden 852 Millionen Menschen weltweit unter täglichem Hunger. In Afrika, insbesondere südlich der Sahara, ist die Anzahl der Hungernden seit 1992 von 169 Millionen auf 215 Millionen Menschen angestiegen. Um dieser negativen Entwicklung entgegenzuwirken, bedarf es großer Anstrengungen der Weltgemeinschaft, wobei hier nicht nur die Staaten, sondern auch die Länder und Regionen gefordert sind. Ohne den Einsatz aller ist nämlich das ehrgeizige Ziel, das sich die Weltgemeinschaft gesetzt hat, bis 2015 die Armut weltweit zu halbieren, niemals zu erreichen. Die Entwicklungszusammenarbeit des Landes Südtirol wird sich folglich verstärkt auf die ärmsten Gebiete in Afrika konzentrieren, um einen für uns angemessenen Beitrag zur Armutsreduzierung zu leisten. 

Der freiwillige Zivildienst ist für die Jugendlichen in Südtirol keine Unbekannte mehr; die Nachfrage wächst sowohl von Seiten der Organisationen, die den Einsatz der Zivildienstleistenden über die Vorlage von Projekten beantragen, als auch von Seiten junger Menschen, welche den Dienst als eine wertvolle Lebenserfahrung und Orientierungsphase schätzen. 2007 wird das Land nun die Projekte der lokalen Organisationen selbst überprüfen und genehmigen; allerdings wird die Anzahl der Stellen, die für unsere Organisationen zur Verfügung gestellt werden, weiterhin vom nationalen Zivildienstamt festgelegt. Weiters können im kommenden Jahr erstmals die Erwachsenen den so genannten Sozialdienst leisten.

Das Ehrenamt ist in Südtirol so lebendig und stark, weil es in allen Teilen der Bevölkerung fest verwurzelt ist. Ein Großteil der Südtiroler ist in einer gemeinnützigen Organisation tätig und über den freiwilligen ehrenamtlichen Einsatz werden Brücken zwischen Jung und Alt und zwischen sozial Schwächeren und Stärkeren gebaut. Die Aufgabe des Landes ist es daher, den Vereinen und Verbänden über die Eintragung in die verschiedenen Landesverzeichnisse, die Inanspruchnahme der gesetzlich vorgesehenen Vergünstigungen zu ermöglichen und sie über die Bereitstellung von Informationen im gesetzlichen und steuerrechtlichen Bereich zu unterstützen. 

Im Personalbereich konnte aufgrund des im Jahre 2006 erfolgten Abbaues der vorgesehenen 60 Stellen im Bereich der Verwaltung die Steigerung der Personalkosten eingeschränkt werden. Für das Jahr 2007 ist gemäß Stabilitätspakt ein weiterer Abbau von 60 Stellen vorgesehen. Dieser Stellenabbau wirkt sich auf die Personalkosten erst nach und nach aus. Beim Personal des allgemeinen Stellenplanes der Landesverwaltung ergibt sich bereits für das Jahr 2006 eine Einsparung von ca. 1,3 Millionen €, wenn man die mit dem letzten Kollektivvertrag zusammenhängenden höheren Gehaltskosten in Abzug bringt.

Die Personalkosten sind insgesamt aber im Laufe des Jahres 2006 beträchtlich angestiegen, da in der ursprünglichen Veranlagung für das Jahr 2006 nämlich die Mehrkosten aufgrund des im Juni abgeschlossenen bereichsübergreifenden Kollektivvertrages noch fehlten. Die definitive Bereitstellung 2006 erhöhte sich somit auf 464,913 Millionen €, wovon 7,323 Millionen € die Nachzahlung für das Jahr 2005 betrafen. 
JUGENDBERICHT
Das Landesgesetz zur Förderung der Jugendarbeit in Südtirol sieht vor, dass die zuständigen Landesräte jährlich im Rahmen der Haushaltsdebatte dem Landtag einen Bericht über die Initiativen und Maßnahmen vorzulegen haben, die im Sinne des LG 13/83 gefördert wurden.

Dies der Bericht über die Förderungsschwerpunkte der Jugendarbeit der deutschen und  ladinischen Sprachgruppe:
„Kinder- und Jugendarbeit sichert bildungs-, erlebnis- und erfahrungsbezogene Sozialisationsfelder für Kinder- und Jugendliche und garantiert ein breites Spektrum nicht formellen und informellen Lernens“, heißt es in der österreichischen Standortbestimmung zur Jugendarbeit, an der auch wir wesentlich mitgearbeitet haben und die auch für uns Leitlinie in unserer Jugendpolitik ist. 

Gerade wir in Südtirol können mit Stolz und Selbstbewusstsein feststellen, dass die Jugendarbeit heute ein vielfältiges pädagogisches Arbeitsfeld ist, das den zahlreichen Bedürfnissen der Jugendlichen gerecht wird bzw. das wesentlich von Jugendlichen gestaltet und mitbestimmt wird. 

Wir bzw. das Amt für Jugendarbeit in der Abteilung „Deutsche Kultur und Familie“ fördern und begleiten die Entwicklung der Jugendorganisationen, Jugenddienste, der Jugendzentren und Jugendtreffs und alle Facheinrichtungen auch deshalb so, weil die nicht formale Bildung bzw. die informelle Bildung als wesentlicher Teil lebenslangen Lernens - ganz nach dem Motto „was Hänschen nicht gelernt hat“ - bereits von jungen Jahren an eingeübt und erlebt werden kann und muss. 

Doch alle Fördermaßnahmen des Landes würden wirkungslos bleiben, wenn nicht eine steigende Zahl von Jugendlichen und Erwachsenen für diese Jugendarbeit ehrenamtlich ein hohes Maß an Verantwortung übernehmen würden, wenn sie nicht durch ihr Mitwirken und ihre Mitgestaltung dazu beitragen würden, dass es die Jugendarbeit überhaupt gibt. Allen ehrenamtlichen MitarbeiterInnen gilt deshalb ehrlicher Dank und die Anerkennung des Landes. 

Mit großem Respekt und ebenso mit Dank und Anerkennung begegne ich der Arbeit und dem Einsatz der mittlerweile weit über hundert hauptberuflichen pädagogischen Fachkräfte in den Jugendverbänden, Jugenddiensten und Jugendzentren. Sie „machen einen Riesenjob“, wie es Jugendliche sagen würden, sie tragen ein hohes Maß an Verantwortung und begleiten mit Kompetenz und Begeisterung Kinder und Jugendliche, ehrenamtliche MitarbeiterInnen und zunehmend mehr auch engagierte Erwachsene bei der Bewältigung auch komplexer Aufgaben. 

Für die Entwicklung des Engagements für und von Kindern und Jugendlichen braucht es gute Rahmenbedingungen. Diese zu schaffen und zu sichern ist Aufgabe der Gesellschaft. Dazu zählen neben finanziellen und strukturellen Ressourcen auch ein gutes mediales Umfeld, stabile soziale Netze und ein zukunftsorientiertes offenes Weltbild. Nicht Angst, Pessimismus, Verunsicherung, Bürokratie oder reaktionäres Einschränken sind gefragt, sondern Zuversicht, Mut und Widerstand, Hoffnung und das Erkennen von Chancen und Herausforderungen. Gerechtigkeit, Optimismus, Solidarität, Integration und Freiheit sollen junge Menschen in IHRE Zukunft leiten.

Die Förderung des Landes

Aufbauend auf die genannten Grundsätze sowie auf das im LG 13/83 festgeschriebene Subsidiaritätsprinzip und im Sinne des Programms zur Förderung der Jugendarbeit für die deutsche und ladinische Sprachgruppe fördert das Land in Zusammenarbeit mit den Gemeinden die laufende Verstärkung und Verbesserung der Angebote der Jugendarbeit der verschiedenen Trägerorganisationen auf Landes-, Bezirks- und Ortsebene. Im Jahr 2006 wurden in der Jugendförderung folgende Schwerpunkte gesetzt:

1. Mit 4.5 Millionen Euro wurden die Anstellung von hauptberuflichen pädagogischen Fachkräften in den Jugendorganisationen, Jugenddiensten und Jugendzentren, die laufenden Ausgaben (Betriebsaufwendungen) und die Organisation und Durchführung von Aus- und Fortbildungsangeboten für ehrenamtliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in der Jugendarbeit (dabei sind in erster Linie die Programme des Jugendhauses „Kassianeum“ und der Jugendorganisationen hervorzuheben) gefördert. Diese Basisförderung sichert die grundlegende Tätigkeit der Jugendarbeit auf Orts-, Bezirks- und Landesebene. Mit weiteren ca. 200.000,00 Euro wurden in diesem Jahr auch eine Reihe von Projekten gefördert, die in erster Linie dazu beitragen sollen, dass neue Inhalte, Methoden und Konzepte Eingang in die Praxis der Jugendarbeit finden können. Schwerpunkt war das mehrjährige Projekt „Horizonte 2010“, das in erster Linie der Qualitätsentwicklung dienen soll. Mit dem Start des Projektes Streetwork im Burggrafenamt können neue Formen sozialer Arbeit bzw. Methoden der aufsuchenden Jugendarbeit erprobt werden. Dank auch einer guten Zusammenarbeit zwischen Strukturen der Jugendarbeit und des Sozialwesens.

2. Für den Bau bzw. Einrichtung von Infrastrukturen der Jugendarbeit konnten Beiträge in der Höhe von knapp einer Million Euro vergeben werden. Gefördert wurden u.a. die Errichtung von größeren Jugendinfrastrukturen in Bozen (Umbau von Büros der Jugendorganisationen), in Villnöß (Beginn der Neugestaltung des AVS-Jugendheims auf der Zanser Alm), in Plaus (Errichtung eines Jugendtreffs), in Kastelruth (Einrichtung des Jugendtreffpunktes), in Kastelbell (Einrichtung von Jugendräumen in Tschars), Algund (Sanierung des Jugendtreffs), Gossensaß (Einrichtung von Jugendräumen), Vahrn (Sanierung der Jugendräume im Widum), Terlan (Bau des Jugendtreffs in Vilpian), in Meran (Sanierung der Jugendräume in Untermais und Fertigstellung des Ferienheims am Vigiljoch), in Glurns (Beginn des Baus des Jugendtreffs), Kurtatsch (Abschluss der Errichtung eines Zeltlagerplatzes der Jungschar), in Naturns (Einrichtung des Jugendraumes der Pfadfinder), in Vals (Bau von Jugendräumen) und Neumarkt (Fortsetzung des Neubaus des Jugendzentrums) sowie viele kleinere Investitionen in verschiedene Einrichtungen der Jugendarbeit.

3. Neben den Jugendherbergen in Brixen, Meran und Toblach ist seit einem Jahr auch die Jugendherberge in Bozen in Betrieb. Die Auslastung der Jugendherbergen weist insgesamt eine deutlich steigende Tendenz auf. Sie erfreuen sich bei jugendlichen Gästen aus bis über 100 Ländern! großer Beliebtheit. Heuer ist mit mehr als 60.000 Nächtigungen zu rechnen. Aus diesem Grund kann festgestellt werden, dass dieses Netz der Südtiroler Jugendherbergen auch aus touristischer Perspektive einen nicht mehr unerheblichen Werbewert für unser Land darstellt. Der umsichtigen und kompetenten Trägerschaft durch das Jugendhaus Kassianeum sei Dank.

4. Tätigkeitsschwerpunkt des Amtes für Jugendarbeit (Ausgaben 165.000,00) war auch 2006 die Beratungs- und Informationsarbeit für Gemeinden und Jugendgruppen mit dem Ziel, Antworten auf die wichtigsten Probleme der Jugendarbeit zu finden. Zu den in diesem Jahr wichtigsten Themen zählten neben der Prävention und der  Mitbestimmung von Kindern und Jugendlichen die Integration von MigantInnen und rechte Gewalt. Die Zusammenarbeit aller Träger der Jugendarbeit im Projekt „Respekt und Toleranz“ ist ein erster positiver Ansatz in der Entgegnung auf bedenkliche Entwicklungen. 

Perspektiven

Wir müssen junge Menschen gewinnen für ein Engagement für eine liberale, subsidiäre, soziale und gerechte Gesellschaft und Demokratie. Dies ist eine wichtige Aufgabe aller Jugendorganisationen und Jugendzentren, die vor allem auf dem Hintergrund wieder erstarkender rechtsradikaler Tendenzen auch bei Jugendlichen von hochaktueller Bedeutung ist. Die Jugendarbeit leistet hier eine wichtige Bildungsarbeit.

Die überfällige Fortschreibung des „Jugendförderungsprogramms“ aus dem Jahr 1999, die aktuellen Qualitätsentwicklungsmaßnahmen, die Konzeptentwicklungen einzelner Träger für die Neustrukturierung ihrer Handlungsfelder sowie die nötige Definition von Schnittstellen und Schnittmengen mit der Schule und mit der Sozialarbeit werden dazu beitragen, dass die Rahmenbedingungen für die Kinder- und Jugendarbeit deutlich verbessert werden können. 

Die Jugendarbeit in italienischer Sprache bemüht sich für eine gründlichere und weitere Anwendung des einschlägigen Landesgesetzes. Vor allem in Zusammenarbeit mit den in unserer Provinz tätigen Verbänden hat sie verschiedene Initiativen hinsichtlich der Ausbildung und der Information der Jugendlichen auf kulturellem, sozialem, ethischem und ökologischem Gebiet und auf anderen Gebieten, die für die Jugendlichen von Interesse sind, verwirklicht. Außerdem hat sie Initiativen zu einer engeren Zusammenarbeit mit den Jugendverbänden der drei Sprachgruppen vorgeschlagen, um die Art der für die Jugendlichen vorgeschlagenen Maßnahmen zur Förderung der Kenntnis der gegenseitigen Kulturen zu verbessern.
Gestürzt auf die guten Erfahrungen der Vergangenheit, werden auch im Jahr 2007 die Verbände, die mit und für die Jugendlichen direkt arbeiten, mit besonderem Interesse gefördert.
Infolgedessen wird auch das Programm über die Schaffung und Erneuerung von Strukturen, nämlich von Zentren, Treffpunkten, Zeltlagern, Jugendhäusern, Beziehungspunkten für die Studenten und junge Arbeiter, sowie von anderen Jugendräumen verstärkt.
Zum Zweck der Planung wird man die Ergebnisse der letzen Jugendstudie bezüglich auf die kulturellen Interessen  der Jugend aufmerksam betrachten und zwar mit dem Ziel, den Erwartungen der Jugendlichen auch durch die Erneuerung der Angebote der Vereine und Jugendzentren besser entsprechen zu können. 
Die technische und finanzielle Unterstützung der Einrichtungen und Verbände, die im Bereich des Jugenddienstes arbeiten, bleibt weiterhin äußerst wichtig.
 
Im Jahre 2007 werden insegesamt 100 Einrichtungen und Jugendverbände finanziert, die sich mit den italienischsprachigen Jugendlichen auf verschiedenen Ebenen beschäftigen.
 
Besondere Aufmerksamkeit wird der Beratung und der Information bezüglich der Jugend​zentren und Treffpunkte geschenkt. 
Vorrangig ist die Finanzierung des Animations-Personals in den Jugendzentren. Der Animateur spielt nämlich eine immer wesentlichere Rolle für den regelrechten Ablauf der Tätigkeit der Jugendzentren und vor allem für die Qualität der angebotenen Dienste.
Demzufolge werden die Projekte eine weite Aufmerksamkeit genießen, welche die Aus- und Weiterbildung der Erzieher und Animateure vorsehen.
Mit besonderer Achtung werden all jene Initiativen unterstützt, die den direkten Einsatz der Jugendlichen im Bereich der Kultur, der Bildung, des Sozialen und der Freizeit vorsehen.
Auf diesem Gebiet zählt man auch die von den Jugendvereinen in Zusammenarbeit mit dem Landesamt für Jugendarbeit geförderten Initiativen zur Schaffung von Formen der Zusammenarbeit und des direkten Einsatzes von Jugendlichen und deren Vereinen.
Wie es vom Koalitionsprogramm vorgesehen ist, werden besonders die Erfordernisse, Interessen und Notwendigkeiten der Jugendlichen beachtet, damit sie der demokratischen Organisation unseres Landes ihren direkten Beitrag leisten.
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